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Amerikanifierung. 


Die wichtigſte Nachricht der letzten Zeit 
war die Intereſſengemeinſchaft zwiſchen der 
Rhein⸗Elbe⸗Union und dem Siemens⸗Schuckert 
Konzern. Sie bildete deshalb eine Art von 
Senſation, weil hier zum erſtenmal in Deutſch⸗ 
land ein Gemeinſchaftswirken zwiſchen einem 
der großen Montankonzerne und einer der 
größten Vereinigungen der Elektrizitätsinduſtrie 
hergeſtellt worden war. Die ohnehin ſchon 
nicht geringe Bedeutung dieſer nach Maß 
und Art ungewöhnlichen Transaktion wurde 
noch durch die Aufmachung geſteigert, die die 
Meldung von dem Vorfall und ſeine Beſprechung 
in einem Teile der deutſchen Preſſe fand. Sie 
wurde unter ziemlich deutlichem Hinweis auf 
die von Hugo Stinnes angekündigten Soziali⸗ 
ſierungspläne als der Beginn der praktiſchen 
Ausführung eines allein möglichen Soziali⸗ 
ſierungsverfahrens gefeiert. 

Die Bildung der Rhein⸗Elbe⸗Union iſt erſt 
im Sommer dieſes Jahres erfolgt. Die Gelſen⸗ 
kirchener Bergwerks A.⸗G. wurde damals mit 
der Deutſch⸗Luxemburgiſchen Bergwerks⸗ und 
Hütten⸗A.⸗ G. verſchmolzen. Man wählte 
nicht die Form der Fuſion, angeblich, weil 
insbeſondere ſteuertechniſche Gründe hinderlich 
waren. Immerhin dürften auch gewiſſe Per- 
ſonalfragen dabei mitgeſprochen haben. Bei 
Gelſenkirchen war Kirdorf Generaldirektor und 
die Diskonto⸗Geſellſchaft Geldgeberin. Bei 
Deutſch⸗Luxemburg war Hugo Stinnes der 
letzten Endes Gebietende, und die Bank für 
en und Induſtrie die Bankverbindung. 

3 ſchien not, die Gewichte einiger Perſön⸗ 
lichkeiten und ihrer Empfindlichkeiten richtig 
wägend außzubalancieren. Man ließ daher 
formell beide Geſellſchaften ſelbſtändig und 
gründete die Rhein⸗Elbe⸗Union als Übergeſell⸗ 
ſchaft, an deren Spitze Herr Vögeler, der bis⸗ 
herige Generaldirektor des Luxemburgiſchen 
Unternehmens trat und deren Gemeinſchaftsrat 


ſowohl Hugo Stinnes, als auch Kirdorf, als 
insbeſondere je ein Vertreter der beiden inter- 
eſſierten Banken Sitz und Stimme erhielten. Man 
wählte aber überdies dieſen Weg auch wohl noch 
deshalb, weil dieſe Form unbegrenzt ausbau⸗ 
fähig iſt und ſich dem Konzerne ohne weiteres 
noch andere Unternehmungen in gleicher Weiſe 
angliedern laſſen. Die Rhein⸗Elbe⸗Union allein 
betrachtet, iſt eine Holding Company, nach dem 
Muſter der amerikaniſchen Truſtgeſellſchaften, 
die den Aktienbeſitz von Gelſenkirchen und Luxem⸗ 
burg und eventuell von allen noch anzuglie⸗ 
dernden Geſellſchaften verwaltet, ſoweit ſie es für 
nötig befindet, die Aktien in ihren Beſitz zu bringen. 

Der äußere Anlaß zur Bildung der Rhein⸗ 
Elbe⸗Union iſt vermutlich von der beſonderen 
Geſtaltung ausgegangen, die die Verhältniſſe von 
Deutſch⸗Luxemburg durch den Friedensvertrag 
und ſeine Folgen erfahren haben. Durch den 
Frieden von Verſailles verlor die Geſellſchaft 
ihre ſüdweſtlichen Werke einſchließlich des Werkes 
in St. Ingbert. Außerdem wurde nach der Ein⸗ 
ſetzung der internationalen Verwaltung im Saar⸗ 
gebiet von ihr der Beſitz im Saarland in die 
Saar: und Moſel⸗Bergwerks Geſellſchaft ein- 
gebracht, deren Anteile ſie an franzöſiſche Inter⸗ 
eſſenten verkauften. Es gelang der Geſellſchaft 
— oder ihren Sachwaltern Vögeler und Stinnes 
— dabei, ſich ſehr wichtige Rechte auf Erzbezüge 
zu ſichern. Aber die ohnehin ſchon nicht ſehr 
ſtarke Kohlenſituation von Deutſch⸗Luxemburg 
wurde weiter geſchwächt, und die Geſellſchaft mußte 
darauf ſinnen, dieſe Schwächung irgendwie aus⸗ 
zugleichen. Durch die Vereinigung mit Gelſen⸗ 
kirchen iſt dieſer Zweck erreicht worden. Gelſen⸗ 
kirchen hat ſeinem ganzen Urſprung nach, einen 
reichen Kohlenbeſitz, der nunmehr zur Verfügung 
von Deutſch⸗Luxemburg ſteht, während anderer⸗ 
ſeits Deutſch Luxemburg ſeine Produktion bis 
in ziemlich weite Provinzen der Verteilungs⸗ 
induſtrie hinein erſtreckt hat. Der Konzern 
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Rhein⸗Elbe⸗Union ftellt mithin, abgefehen von 
der ohnehin ſchon recht beachtenswerten Häufung 
der Kapitalien und Werke, organiſch das Muſter 
eines in ſich geſchloſſenen Induſtrieſtaates dar, 
in dem von der Förderung der Kohle bis zur 
Herſtellung verhältnismäßig komplizierter Fertig- 
fabrikate alles in eigener Regie hergeſtellt wird, 
einſchließlich der Bearbeitung der Kohle, der 
Erzeugung ihrer Nebenprodukte und der Trans⸗ 
porte zu Lande und zu Waſſer. 


Daß die Wahl von Hugo Stinnes gerade 
auf Gelſenkirchen fiel, war außer den eben 
gekennzeichneten Erwägungen und außer der 
perſönlichen Freundſchaft zwiſchen Stinnes, 
Vögeler und Kirdorf wohl auch beſonders durch 
die ſpezifiſchen örtlichen Umſtände bedingt. 
In Dortmund liegen die Werke von Gelſen⸗ 
kirchen und Luxemburg dicht beieinander und 
zwar ziemlich gleichartige Werke, deren Zu⸗ 
ſammenlegung weſentliche techniſche Verbeſſe⸗ 
rungen und Vereinfachungen ermöglicht. Und 
außerdem ſind ihre verſchiedenen Produktions⸗ 
ſtätten mit den verſchiedenen den beiden Werken 
gehörenden Kohlenzechen ſo durcheinander ge⸗ 
mengt, daß allein am Transport der Kohle, der 
übrigen Rohſtoffe und der Halbfabrikate zu den 
Stätten der Weiterverarbeitungen weſentliche Ver⸗ 
beſſerungen und Verbilligungen des Produktions⸗ 
prozeſſes zulaſſen. Darüber hinaus aber beſteht 
eine weſentliche techniſche Verbeſſerungsmöglich⸗ 
keit auch darin, daß ſich durch die Vereinigungen 
der Unternehmungen eine beſſere Auswahl der 
verſchiedenen Arten geförderter Kohle für die 
Eigenart der einzelnen Betriebsſtätten als mög⸗ 
lich erweiſen wird. Alles in allem alſo ſtellt 
die Verbindung von Gelſenkirchen und Luxem⸗ 
burg in der Rhein⸗Elbe⸗Union eine Tat dar, 
die ſowohl produktionstechniſch, als auch finan⸗ 
ziell, von allergrößter Bedeutung für die be⸗ 
teiligten Unternehmungen iſt. Es war wohl 
auch von vornherein angenommen, daß man 
mit der Vereinigung dieſer beiden Werke nicht 
das letzte Wort geſprochen haben wollte. Tat⸗ 
ſächlich hat ſich ja denn auch Rhein⸗Elbe ſchon 
in der letzten Zeit noch weiter ausgedehnt. So 
iſt z. B. inzwiſchen ein ſehr erhebliches Aktien⸗ 
paket des Bochumer Vereins auf den Konzern 
übergegangen, das, wie Hugo Stinnes und ſeine 
Freunde angeben, vor der Gefahr ſtand, von Aus⸗ 
ländern erworben zu werden. Außerdem iſt vor 
kurzem die Gebr. Böhler⸗A.⸗G. in die Kombination 
einbezogen worden, und auch über neue Er⸗ 
weiterungs⸗Verhandlungen nach anderen Seiten 
hin hat man in letzter Zeit vielfach geſprochen. 
Es war auch klar, daß der Ruhm von Stinnes 


und die techniſche Wegweiſung, die er gegeben 
hatte, andere Großunternehmer zur Nacheiferung 
anſtacheln würde. Zunächſt hat Peter Kloeckner 
auch äußerlich das Stinnes'ſche Verfahren in 
der Weiſe nachgeahmt, daß er den von ihm be⸗ 
herrſchten Lothringer Hüttenverein zum Range 
einer Spitzengeſellſchaft erhob, in deffen Herr- 
ſchaftsbereich vorläufig das Haſper Eiſenwerk und 
die Königsborn A.⸗G. eingegliedert werden ſoll. 
Man ſpricht aber bereits davon, daß demnächſt auch 
die Georg⸗Marien⸗Hütte, die Mannſtädt A.⸗G., 
die Düſſeldorfer Drahtinduſtrie A.⸗G. und das 
Geisweider Eiſenwerk, über die alle Kloeckner 
ſchon ſeit längerer oder kürzerer Zeit regiert, in die 
Kombination eingezogen werden ſoll. Da ſich 
ganz ähnliche Beſtrebungen bei Tyſſen in der 
Familie Haniel, bei den Stummſchen Werken 
und insbeſondere neuerdings auch durch die 
Kölner Firma Otto Wolff, die bereits den 
Phönix beherrſcht, geltend machen, ſo darf man 
wohl als ſicher in Ausſicht ſtellen, daß binnen 
kurzem vornehmlich das rheiniſch⸗weſtfäliſche 
Induſtrierevier von ſolchen großen Konzernen 
durchſetzt ſein wird, die in weiterem Verfolg 
eine gewiſſe Gemeinſamkeit durch die einheitliche 
Bewirtſchaftung der Kraft und Wärmewirtſchaft 
herſtellen werden, wie ſie augenblicklich in aus⸗ 
dehnungsfähiger Weiſe bereits das rheiniſch⸗ 
weſtfäliſche Elektrizitätswerk mit feinen weit 
verzweigten Fernkraftleitungen darſtellt. Dieſes 
rheiniſch⸗weſtfälifche Elektrizitätswerk dient heute 
neben den Bedürfniſſen des Stinnes⸗Konzerns in 
der Hauptſache den angeſchloſſenen Gemeinden. 
Darüber hinaus aber doch bereits auch anderen 
induſtriellen Unternehmungen. Dieſes zentrale 
Kraftwerk iſt gewiſſermaßen das Symbol für 
die von Stinnes propagierte Idee der Wirt⸗ 
ſchaftsprovinzen. 


Bis zu einem gewiſſen Grade liegt auch die 
nun ſo überraſchend gekommene neue Ausweitung 
der Rhein⸗Elbe⸗Union ins Gebiet der Elektro⸗ 
induſtrie innerhalb der Idee der Wirtſchafts⸗ 
provinz. Denn dieſe Wirtſchaftsprovinzen ſollen 
nach den verſchiedenen Auslaſſungen von Stinnes 
und ſeiner Freunde auf dem Gedanken beruhen, 
daß die Rationaliſierung der Verſorgung mit Roh⸗ 
und Halbſtoff, namentlich ſoweit es ſich dabei um 
eine Kapitalfrage handelt, in der Weiſe am 
beiten bewirkt werden kann, daß die intereſſierten 
Verbraucher die notwendigen Kapitalien hergeben, 
um die Hebung der Produktion der von ihnen am 
meiſten benötigten Produkte zu fördern. Das 
bedeutet alſo die nach einem privatwirtſchaftlichen 
Plan erfolgende Zuſammenführung der Ver⸗ 
braucher von Produkten aller Grade mit den 
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Herſtellern dieſer Produkte. Innerhalb dieſer 
Gedankenreihe liegt nun auch die Idee, mit 
der Fortführung dieſes Gedankens nicht bloß 
innerhalb des Kreiſes einer Branche zu bleiben, 
ſondern auch ſolche Endherſteller aufzunehmen, 
die die Verfeinerung von Kohle und Eiſen in 
Geſtalt von Apparaten und Elektrizitätsmaſchinen 
vornehmen. Abzuweichen von der Idee der 
Wirtſchaftsprovinzſcheint dagegen daslÜbergreifen 
auf räumlich weit abliegende Unternehmungen, 
das gerade für die Intereſſengemeinſchaft mit 
Siemens⸗Schuckert beſonders charakteriſtiſch ift. 
Denn von den Siemensſchen Produktionsſtätten 
liegt keine einzige in Rheinland und Weſtfalen, 
vielmehr befinden ſich deren inländiſche Fabriken 
in Berlin und Bayern. Aber immerhin hat 
gerade Stinnes bei der Propagierung der 
Wirtſchaftsprovinzen ſtets darauf hingewieſen, 
daß ein Ausgleich zwiſchen Überſchuß⸗ und 
Bedarfsprovinzen ſtattfinden muß und daß 
die ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung für die Re⸗ 
aliſierung ſeiner Idee iſt, daß kein Fleck deutſcher 
Erde ohne Befriedigung ſeiner berechtigten Be⸗ 
dürfniſſe, insbeſondere nach weißer, brauner 
oder ſchwarzer Kohle bleiben dürfe. Die Art 
freilich, in der Stinnes jetzt die Ausführung 
ſeiner Idee in die Hand nimmt, zeigt, wie er 
ſich dieſe Ausgleichung vorſtellt. Sie ſoll an⸗ 
ſcheinend nicht etwa ſyſtematiſch von der Ge⸗ 
meinſchaft einer Provinz zur Gemeinſchaft 
einer anderen Provinz, ſondern in der Weiſe 
erfolgen, daß nach rein privatkapitaliſtiſchen und 
privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkten einzelne 
Unternehmer willkürlich ganze Konzerne über 
verſchiedene Länderſtrecken zuſammenfaſſen. In⸗ 
wieweit auf dieſe Weiſe irgend etwas nur auch 
dem Scheine nach Gemeinwirtſchaftliches ent⸗ 
ſtehen und ſich behaupten kann, will ich heute 
gar nicht unterſuchen. Dagegen muß mit einem 
Wort doch auf die Behauptungen in der Pro⸗ 
pagierung der Neukombinationen eingegangen 
werden, daß es ſich hier um praktiſche Soziali⸗ 
ſierungen handelt. Das iſt ſchon deshalb not⸗ 
wendig, weil genau ebenſo wie bisher bereits 
die erſten Stadien der Truſtbildung durch die 
Rhein Elbe⸗Union Nachahmung gefunden haben, 
ſicher auch die Ausdehnung des Konzerns über die 
eigentliche Montanindustrie hinaus zur Nad- 
ahmung reizen wird. Insbeſondere für die engere 
Konkurrenz von Siemens & Halske beſteht zu 
ſolcher Nachahmung geradezu ein Zwang, und 
man ſpricht ja auch bereits davon, daß die Allge⸗ 
meine Elektrizitätsgeſellſchaft entſprechende Ver⸗ 
handlungen mit Schleſien oder gleichfalls mit 
rheiniſchen Concernen eingeleitet habe. 


Mit dem Wort „Sozialiſierung“ wird augen- 
blicklich ja ein erheblicher Unfug getrieben. Ganz 
abgeſehen davon, daß ſelbſt die Arbeiter unter 
ſich höchſt uneinig darüber ſind, wie denn nun 
eigentlich die echte Patentmedizin für die Sozi⸗ 
aliſie rung ausſieht, fo ift die Verwirrung über den 
Begriff dadurch nicht gerade verkleinert worden, 
daß auch diejenigen Unternehmerkreiſe, die es 
für ratſam halten, ſich dem Sozialiſierungs⸗ 
gedanken an ſich nicht zu widerſetzen, ihre ganz 
beſonderen Anſchauungen über die Sozialiſierung 
haben. Welche Form der Sozialiſierung man 
ſich auch immer vorſtellen mag, der Begriff der 
Sozialiſierung an ſich ſteht feſt: Sozialiſieren 
heißt diejenige Form der Organiſation geſell⸗ 
ſchaftlicher Arbeit finden, in der Höchſtleiſtung 
und größter Nutzeffekt der Produktion erzielt 
wird und durch die ſowohl die hergeſtellten 
Güter, als auch der Ertrag an der Her⸗ 
ſtellung dieſer Güter am beſten für die All⸗ 
gemeinheit verwertet werden können. Man 
könnte danach, wie es von der Unternehmerſeite 
ja auch vielfach getan wird, den Begriff der 
Sozialiſterung identifizieren mit dem Begriff 
der Oekonomiſierung. Das heißt: mit der Er⸗ 
zielung eines Höchſtmaßes von Rationaliſierung 
und Produktivität. Aber ſelbſt wenn man ſich 
einmal grundſätzlich auf dieſen Standpunkt ſtellt, 
ſo ergibt ſich, daß ſolche Oekonomiſierung vor⸗ 
ausſetzt eine andere ſeeliſche Einſtellung des 
Arbeiters zur Produktion, als ſie bisher vor⸗ 
handen war. Und zwar nicht bloß deswegen, 
weil der Arbeiter dasjenige Maß von rein 
körperlicher Arbeitsleiſtung und diejenige Umſicht 
bei der Arbeit, die zu ſolcher Oekonomiſierung 
höchſten Grades notwendig iſt, nach der Revo⸗ 
lution nicht mehr aufbringt, wenn ihm nicht 
eine ganz andere Stellung innerhalb des Arbeits⸗ 
prozeſſes und namentlich bei der Mitwirkung 
an der Feſtſetzung der Produktionsgrundlagen 
eingeräumt wird, als bisher. Nicht bloß des⸗ 
wegen, weil beim Arbeiter die Empfindung aus⸗ 
geſchaltet werden muß, daß er nur für den 
Profit einer Unternehmergruppe arbeitet. Sondern 
vor allem deshalb, weil zu einer Oekonomiſierung 
der geſamten geſellſchaftlichen Arbeit auch die 
Wahrung der Arbeitsſtetigkeit gehört. Keinerlei 
Zuſtand der Organiſation geſellſchaftlicher Arbeit 
kann als Sozialiſierung gelten, bei dem es ins 
Belieben einer einzelnen kleinen Arbeitergruppe 
geſtellt iſt, die innerhalb einer Einzelunternehmung 
eines Unternehmungskonzerns oder eines ganzen 
Gewerbezweiges an zentraler Stelle tätig iſt, 
durch einen plötzlich herbeigeführten Streik die 


ganze Gewerbegruppe mehr oder weniger lahm⸗ 
zulegen. Schon dieſe letzte Erwägung zeigt, 
daß nicht, wie manche Unternehmer glauben, hier 
lediglich ein Lohnproblem vorliegt, das von 
einzelnen Unternehmern für ſich allein oder 
für ihre Konzerne geregelt werden könnte. Denn 
wenn Herr Stinnes und ſeine Gruppe und 
wenn ſelbſt all ſeine engeren Konkurrenten geneigt 
wären, jeden geforderten Lohn zu bewilligen, 
und ſelbſt wenn es ihnen möglich wäre, die 
erhöhten Löhne nicht durch Preiserhöhungen 
auf die Allgemeinheit abzuwälzen, ſondern durch 
techniſche Fortſchritte und Ermäßigung der Un⸗ 
koſtenraten wieder einzubringen, ſo befindet ſich 
noch die Mehrzahl der deutſchen Induſtrieunter⸗ 
nehmungen — was man niemals vergeſſen darf 
— außerhalb der großen Konzerne. Sie ſtehen des⸗ 
halb ſtets in der ſozialen Gefahrenzone, aber 
ſelbſt Herr Stinnes iſt nicht einmal ſicher, ob 
nicht der Streik irgend einer Arbeiterkategorie 
außerhalb ſeines Konzernes ſeinen Konzernunter⸗ 
nehmungen den denkbar ſchwerſten Schaden 
zufügt. Man braucht nur an den Streik der 
Eiſenbahnarbeiter (oder nach Durchführung der 
Glektriſierung der Eiſenbahn an einen Streik der 
Arbeiter einer wichtigen Eiſenbahnbetriebs⸗ 
zentrale) und an den Streik der Hafenarbeiter 
zu denken. Es ſteht deshalb außer Frage, 
daß für eine ruhige Ausgeſtaltung der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft ihre Umfriedung durch eine 
mit feſten Normen begrenzte Aenderung des 
Streikrechts unbedingt notwendig wäre. Aber 
dieſes Unternehmen iſt ohne eine tiefgreifende 
Umformung der ganzen geſellſchaftlichen Arbeits⸗ 
ordnung nicht möglich, wenn man nicht die 
allerſchwerſten politiſchen und wirtſchaftlichen 
Kataſtrophen hervorrufen will. Denn wer 
heutzutage den Streik an beſtimmte Normen 
binden und evtl. den wilden Streik unter be⸗ 
ſonders ſchwere Strafen ſtellen will, kann das 
nur, wenn er den Nachweis erbringt, daß jeder 
unbefugte Streik ſich gegen lebenswichtige 
Intereſſen der Allgemeinheit richtet, Streik⸗ 
erſchwerung und Streikverhinderung aber nicht 
etwa zum Nutzen des Profitintereſſes einzelner 
Unternehmer betrieben wird. Deshalb zwingt 
jede Sozialiſierung, die dieſen Namen wirklich 
verdient, neben oder innerhalb der Oekonomi⸗ 
ſierung auch zu einer ſozialen Umwandlung des 
Arbeitsrechts und der Arbeitsordnung. 


Prüft man unter dieſem Geſichtspunkt die 
neue Kombination, ſo muß man zugeben, daß 
ſie durchaus auf dem Wege des Fortſchritts zur 
weiteren Oekonomiſierung der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft liegt. Sie geht nach dieſer Richtung hin 
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ſogar weiter, als es zunächſt nach meinen 
obigen Angaben den Anſchein hat. Denn 
ich habe bisher die bürotechniſchen Organiſations⸗ 
vorteile überhaupt noch nicht erwähnt und 
insbeſondere ganz unbeachtet den Umſtand ge- 
laſſen, daß die große Auslandsorganiſation des 
Siemens⸗Schuckert⸗Konzerns dem Stinnesſchen 
Montankonzern von großem Nutzen ſein kann, 
wenn auch in vielen Fällen nur durch die Zu⸗ 
ſammenlegung der beiderſeits an denſelben 
Orten vorhandenen gleichartigen Organi⸗ 
ſationen. Aber von einer Scozialiſierung 
auf dieſem Wege oder auf ähnlichen Pfaden 
kann ſchon deshalb gar keine Rede ſein, weil 
irgend eine Aenderung in ſozialethiſcher Hinſicht 
dadurch nicht bedingt wird. Sie ſchafft im 
Gegenteil durch die Form der Amerikaniſierung 
noch viel größere Widerſtände in der Arbeiter⸗ 
ſchaft als bisher. Nicht bloß, weil der Arbeiter 
jetzt erſt recht den Eindruck gewinnt, daß Scharen 
von Arbeitern für ganz wenige Kapitaliſten ar⸗ 
beiten Viel mehr noch um deswillen, weil 
die Unternehmertätigkeit, deren innerſtes Weſen 
der Arbeiter ſchon ſo wie ſo nicht recht begreift, 
ihm dadurch noch mehr in trübem Lichte erſcheint. 
Denn mehr noch als früher muß ſich ihm jetzt 
die Empfindung aufdrängen, daß über ſo un⸗ 
endlich vielgeſtaltene Unternehmungen die Herr⸗ 
ſchaft eines Einzelnen nur ausgeübt werden 
kann, wenn dazu nichts weiter als ein großer 
Geldſack gehört. Und daher muß dieſe Unter⸗ 
nehmertätigkeit dem Arbeiter ganz ſelbſtverſtänd⸗ 
lich als fungibel und erſetzbar, wenn nicht gar 
als völlig unnötig vorkommen. 


Im beſten Fall können daher dieſe neuen 
Konzernbeſtrebungen, die keineswegs Soziali⸗ 
ſierung ſelbſt oder auch nur eine Erſatzform 
der Sozialiſierung ſind, als ökonomiſch tech⸗ 
niſche Vorbereitungen für eine wirkſame So⸗ 
zialiſierung erſcheinen. Sie beweiſen gerade 
für den, der Unternehmertätigkeit zu ſchätzen 
weiß, daß unter allen Umſtänden für die 
Sozialiſierung eine Form gefunden werden 
muß, die zur Aufrechterhaltung des ökonomiſchen 
Fortſchritts die verantwortliche Mitarbeit des 
Unternehmers erhalten und der immer ſich 
erneuernde Schöpferwille des Unternehmers durch 
die Gewährung anregender Vorteile aufrecht 
erhalten werden muß. Aber ebenſo ſollten ſich 
endlich die Unternehmer einmal darüber klar 
werden, daß ſie ſelbſt derartige Formen der 
Sozialiſierung, die nicht bloß in ihrem eigenen 
Intereſſe, ſondern in Intereſſe der Geſamtgeſell⸗ 
ſchaft liegen, gefährden, wenn ſie amerikaniſieren, 
ſtatt zu ſozialiſieren. 
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Ganktiertag⸗Gikder. 


Von Fritz Naphtali. 


1. Der Präfident: 

Geheimrat Rieper ift der Vater der Bankiertage. 
Daß man ihn auch zum Präſidenten des 5. Bankier⸗ 
tages wählte, war nur eine Formſache, eine Gelbit- 
verſtändlichkeit. Niemand könnte ſich dieſen Bankiertag 
ohne Rießer vorſtellen. Dieſer Vater behandelt fein 
Kind mit unendlicher Liebe, aber mit dieſer Liebe verzieht 
und verzärtelt er das Kind. Jede einzelne Lebeng- 
äußerung überſchüttet er mit ſtolzem Lobe. Durch die 
Häufung und die Länge der angeſetzten Referate hält er 
den friſchen Luftzug der Diskuſſion auf ein Minimum 
beſchränkt. Das Kind gedeiht äußerlich ſehr gut unter 
dieſer Pflege; es ſieht kräftig und wohl aus, aber es 
wird ein wenig langweilig dabei. 

Gelegentlich fiel Geheimrat Rießer etwas aus der 
Rone des Bankiertags⸗Präſidenten, um in die Sprach 
weiſe des volksparteilichen Abgeordneten überzugehen. 
So z. B. wenn er ein Wort von Max Warburg, an- 
gewendet auf die Projekte einer neuen Weltverrechnungs⸗ 
einheit; „Mit dem Wechſel der Fahne wird es nicht 
beſſer“, mit breitem Behagen politiſch verallgemeinert. 

Bei der Fülle der Lobeswerte des Präſidenten 
müſſen ſich die Teilnehmer am Bankiertag allmählich 
ſehr bedeutſam vorgekommen ſein. 

Die Referenten: 

Eine ſtattliche Anzahl von Bankdirektoren und 

Bankiers iſt aufmarſchiert, um über das Finanzweſen 
über die Währung, über die Aufgaben des Bant- 
gewerbes und über die Anforderungen an die Effekten⸗ 
börſen Vorträge zu verleſen. Die meiſten Referate 
trugen einen ſtark kompilatoriſchen Charakter. Es lohnt 
nicht viel dem hinzuzufügen, was die Tageszeitungen 
davon berichtet haben. Ein einziger praktiſcher Vorſchlag 
wird vorgetragen von dem Frankfurter Bankier, Willy 
Dreyfus. Er will einen neuen Anleihe ⸗Typ ſchaffen, 
bei dem ſich neben einer feſten Verzinſung von etwa 
5%, eine Zuſatzverzinſung, halbjährlich feſtgeſetzt, derart 
geſtalten ſoll, daß durch die geſamte Verzinſung ein 
Kurs von annähernd 100% für die Anleihe nach Möglich 
keit geſichert bleibt. 
Von einer derartigen, mit variablem Zinsfuß ausge⸗ 
ſtatteten Anleihe, die den Beſitzer möglichſt vor Kapitals⸗ 
verluſten ſchützen würde. verſpricht fih Dreyfuß Erfolg. 
Der Vorſchlag ſcheint nicht gerade bedeutſam. Es läßt 
ſich vieles gegen ihn einwenden, vor allen Dingen, 
daß dieſe Anleihe bei ſinkendem Kurs ungeheuer teuer 
für das Reich werden konnte. Aber das Charakteriſtiſche 
erſcheint mir doch, daß auf dem ganzen Bankiertag nicht 
Einer der mehr als Tauſend verſammelten „Fachleute“ 
das Bedürfnis fühlte, zu dieſem, doch ſicherlich ſehr 
anfechtbaren Vorſchlage auch nur mit einem Wort 
Stellung zu nehmen. 

Dr. Solmsſen, der Direktor des A Schaaffhauſen'ſchen 
Bankvereins und Geſchäftsinhaber der Diseonto⸗Ge⸗ 
ſellſchaft verfügt über eine gewiſſe Eleganz des Vor- 
trages, die auch ein nicht ſehr inhaltreiches Referat 
erträglich anhören läßt. Bemerkenswert ſind in ſeinem 


Vortrag die Herausarbeitung des ungeheuren Drucks 
des Friedens vertrages und die wirkungsvolle Schilderung 
der verſchwenderiſchen Beſatzungen im linksrheiniſchen 
Gebiet, die aus eigener Anſchauung ſtammen. Sehr 
adlig ift die Börſe vertreten: es ſprechen Edler von 
der Planitz⸗Berlin und Beit von Speyer-Franl- 
furt a. M. 
3. Max Warburg's Rede. 

Der einzige Redner, der den Eindruck einer wirt- 
lich ſtarken Perſönlichkeit hinterläßt, der einzige, von 
dem man das Gefühl hat, daß ein Mann ſpricht, der 
mehr kann als Bankgeſchäfte machen, iſt der Hamburger 
Bankier Max Warburg. Sein Referat über „Die 
notwendigen Vorbedingungen für die Geſundung der 
deutſchen Währung“ brachte auch keine Enthüllungen 
und keine großen wegweiſenden Vorſchläge. Aber es 
hatte Niveau. Warburg findet eine Fülle treffender 
Formulierungen. „Die Währung läßt ſich nicht gefund- 
beten!“ Mit dieſem Satz weiſt er alle währungstechniſchen 
Kunſtgriffe zurück gegenüber der Notwendigkeit, auch 
das Währungsproblem von der Wirtſchaftsſeite her 
anzupacken. In der Behandlung der Probleme unſerer 
Wirtſchaft zeigt Warburg viel ſcharfe Erkenntnis. Ein 
paar Sätze von beſonderem Wert ſeien hier hervorge- 
hoben: 

„Wenn wir von Sparſamleit reden, fo handelt es 
ſich in allererſter Reihe darum, daß die Arbeitskraft 
des Einzelnen richtig verwendet wird, und daß wir un- 
ausgeſetzt eine Dringlichkeitsliſte vor Augen haben, aus 
der ſich ergibt, was jederzeit notwendig iſt. Die richtige 
Reihenfolge der jeweils notwendigen Arbeiten zu be- 
ſtimmen, iſt faſt das ſchwierigſte, ſowohl für den Ein⸗ 
zelnen wie für den Staat. Im Deutſchen Reiche findet 
augenblicklich die richtige Verwertung der Arbeitskräfte 
noch nicht ſtatt. In den Staatsbetrieben haben wir zu 
viele Kräfte, in Privatbetrieben zu wenig; auf dem 
Lande fehlen Kräfte, in der Stadt ſind Arbeitsloſe. 
Ein Land, das ſeine Arbeitskräfte nicht richtig 
ausnutzt, wirtſchaftet falſch ...“ 

„Am eine möglichſt ſtarke Entpolitiſierung aller wirt⸗ 
ſchaftlichen Fragen zu erzielen, muß der Reichswirt. 
ſchaftsrat, der baldmöglichſt aus dem vorläufigen in 
den endgültigen umzugeſtalten iſt, nach anderen Grund- 
ſätzen zuſammengeſetzt ſein. Die Arbeit der politiſchen 
Parteien muß durch ein Gremium von Sachverſtändigen 
ergänzt werden. In dieſen Wirtſchaftsrat muß die 
Bankwelt eine größere Anzahl von Vertretern ent- 
fenden können. Ter Wirtſchaftsrat kann zur Wieder- 
herſtellung einer richtigen Kräfteverteilung, ja, indirekt 
auch zur Beſſerung der politiſchen Parlamente führen. 
Dieſer Reichswirtſchaftsrat fol kein Bundesrat werden, 
ſondern aufgebaut ſein auf Bezirkswirtſchaftsräten, in 
denen Arbeitgeber und Arbeitnehmer nach Berufs- 
gruppen unter Beteiligung der Handels-, Handwerks⸗ 
und Landwirtſchaftskammern verbunden ſind, alſo ein 
Sachverſtändigenkollegium, deſſen Zuſammenſetzung 
hauptſächlich auf regionaler Baſis ruht, das daneben aber 


aus Vertretern der berufsſtändigen Organiſationen (wie 
z. B. Induftrie- und Handelstag) beſteht, eine glückliche 
Ergänzung zu dem politiſchen Parlament, das auf 
Grund des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten 
Wahlrechts zuſammengeſegtt iſt. 

Werden ſolche Einrichtungen dann auch in den 
übrigen Ländern getroffen (wie es z. B. in Italien der 
Fall zu fein ſcheint), fo werden diefe Wirtſchaftsräte 
der verſchiedenen Länder den Ausgangspunkt für Be⸗ 
ſchlüſſe bilden können, die Weltwirtſchaftsfragen 
zu löſen haben pP 

„Anſere Miſſion wird e3 fein, eingeteilt zwiſchen 
altweſtlicher und neuöſtlicher Weltauffaſſung, die richtigen 
Grundlagen für die neuen wirtſchaftlichen und ſtaat⸗ 
lichen Formen zu finden. Das iſt nicht nur eine 
europäiſche, das iſt eine Weltaufgabe. Aber wir müſſen 
uns hüten, alle Ideen erſt in der Praxis durch- 
experimentieren zu wollen; das könnte unſer ſchon ſtark 
entkräfteter Wirtſchaftskörper nicht vertragen. Heute 
eine Probe Rätefyftem, morgen eine Verſuchsſoziali⸗ 
ſierung, gleichzeitig Entkapitaliſierung durch Steuern: 
auf dieſem Wege kann kein Volk gedeihen. Im Kampf 
der Ideen muß unter geringſter Erſchütterung 
des Wirtſchaftskörpers der neue Weg gefunden 
und dann in gemeinſamer Arbeit Aller auf- 
gebaut werden.“ 

„Es ift unſere Tragik, daß das Leid, das wir er- 
dulden, weniger ſichtbar iſt, als das der Gegner. Wer 
nach Frankreich kommt, wird durch die zerſtörten Ge- 
biete geführt, und der traurige Anblick dieſer Zer- 
ſtörungen, die der Kriegsſchauplatz mit ſich brachte, 
muß jeden erſchüttern. Anſer Anglück iſt nicht geringer, 
es iſt weit größer, doch wer ſieht die Tuberkulöſen, die 
Kranken an Leib und Seele, die Zerſetzung? Wer be- 
achtet, daß zurzeit in Halle 200 000 deutſche ſchwer 
ſkrophulöſe Kinder vorgemerkt find, um zur Heilung 
ins Ausland geſchickt zu werden? Nach außen erſcheinen 
wir ſchon wieder in mancher Beziehung gefeſtigter, 
ſolider und gekräftigter, als wir in Wirklichkeit ſind. 
So täuſcht z. B. unſer Eiſenbahndienſt, der mit einer 
gewiſſen Regelmäßigkeit funktioniert, wenn man nicht 
weiß, mit welchem Aufwand an verſchwenderiſcher 
Arbeitskraft — es mögen 400 000 Angeſtellte zu viel 
ſein — und welch tötlichem Defizit von 16 Milliarden 
Mark jährlich der Dienſt augenblicklich arbeitet. 

Der Ausländer, der unſer Land bereiſt, empfängt 
überall falſche Eindrücke und ſtellt bei ſeinem Vertrauen 
zu unſerer Arbeitsfähigkeit nicht in Rechnung, daß ſich 
erſt allmählich die Folgen ſo drückender Laſten, wie ſie 
der Friedensvertrag auferlegt, in vollem Maße aus- 
wirken und nach außen in die Erſcheinung treten. Die 
unzerſtörten Faſſaden unſerer Städte täuſchen 
den Beſchauer, denn hinter den Mauern wohnen 
ſchon Armut, Krankheit und Hoffnungsloſigkeit.“ 

Das find nur einige Stichproben aus dem an inter- 
eſſanten Einzelheiten reichen, groß angelegten Referat. 
Sie genügen aber, um zu zeigen, daß hier ein Mann 
geſprochen hat, der klar ſieht, wie es um die deutſche 
Wirtſchaft ſteht, und der ein Gefühl hat für die Not- 
wendigkeiten neuer Wege zum Wiederaufbau. Leider 
allerdings verdichtet ſich die kluge Witterung nicht zu 
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klaren Forderungen der Reugeſtaltung. Trotzdem, War⸗ 
burg's Rede war auf dem Bankiertag eine Qafe in der 
Wüſte. 

4. Die Oppoſition. 

Wirklich, es gab eine Oppoſition auf dem Bankier⸗ 
tag! Sie wurde durch zwei Redner von ſehr entgegen⸗ 
geſetzter Art repräſentiert. Der eine war Dr. Hans 
Jordan-Mallinckrodt, der weſtdeutſche Großindu⸗ 
ſtrielle und frühere Direktor der Bergiſch⸗Märkiſchen 
Bank. In vornehm zurückhaltender, aber doch beſtimmter 
Form vertrat er gegenüber der allgemeinen Anſchauung 
der Bankiers, daß durch unſer „bewährtes Kreditſyſtem“ 
alle Anſprüche der Induſtrie voll befriedigt werden, 
ſeine, den Leſern des „Plutus“ bekannte, Auffaſſung von 
der Notwendigkeit, beſonders die Finanzierung der Roh- 
ſtoffeinfuhr zu erleichtern durch eine Zuſammenfaſſung 
der Gewerbe in genoſſenſchaftlicher Form mit dem Ziele 
einer ſolidariſchen Haftung der Goldwerte für Auslands- 
kredite. Er wies beſonders darauf hin, daß man ſich 
nicht darüber täuſchen dürſte, daß die ſchlimmſten Zeiten 
der Kreditnot erſt noch kommen. Man machte ſich auf 
dem Bankiertag die Auseinanderſetzung mit dieſem 
Problem reichlich leicht. Dr. Salomonſohn beſtritt jede 
Kreditnot der Induſtrie. Er behauptete, daß die Banken 
alle berechtigten Anſprüche voll befriedigen und daß jede, 
wie auch immer geartete Neubildung auf dieſem Gebiete 
nur Schaden anrichten könne. Max Warburg anerkannte 
die Nützlichkeit von Zuſammenſchlüſſen zu ſolidariſcher 
Haftung von Fall zu Fall; aus Organiſationsfurcht 
lehnte er aber ein Vorgehen nach einheitlichem Plane 
ab. Damit war im Handumdrehen eines der wichtigſten 
Probleme abgetan, ohne daß die Frage, ob die der 
Menge nach wohl ausreichenden Kredite der Banken 
auch volkswirtſchaftlich die richtige Verteilung finden, 
überhaupt angeſchnitten wurde. 

Der zweite Opponent war von ganz anderem Schlage. 
Ein junger Hamburger Bankier, Jacques Steinſchneider, 
der als Spezialität — wie es heißt, mit gutem Erfolg — 
den Handel in Valutenkupons und Devifen pflegt, fühlte, 
offenbar von einem gewiſſen politiſchen Radikalismus 
getrieben, das Bedürfnis, den Bankiers einige unan- 
genehme Dinge ins Geſicht zu fagen und fich dabei be- 
ſonders den Mißſtänden auf dem Gebiete zuzuwenden, 
das er aus eigener Erfahrung kennt. Steinſchneider 
nützte den Dingen, die er ſachlich vorzutragen hatte, 
wenig dadurch, daß er die Verſammlung ſchlecht zu be⸗ 
handeln wußte. Er warf den Bankiers reichlich grob 
und allgemein Mangel an Gemeinſinn vor, rief dadurch 
tumultuariſche Proteſte hervor, unter denen das ſachlich 
immerhin Beachtliche, das er vorzubringen hatte, ver- 
graben wurde. Es verlohnt ſich aber, dieſes ſachlich 
Beachtliche feſtzuhalten. Steinſchneider wies nämlich 
darauf hin, wie nach der Aufhebung der Deviſenordnung 
das Geſchäft in Deviſen, fremden Noten und Baluten- 
kupons zu einem Tummelplatz der Spekulation geworden 
ſei, wie auf dieſem Gebiete hunderte von Millionen 
ſpielend verdient wurden, wie eine Menge neuer Firmen 
zur Ausbeutung dieſer Gelegenheiten entſtanden ſind, 
und wie ſich auch die alten Banken und Bankiers der 
Ausnutzung dieſer Konjunktur hemmungslos, nicht gerade 


— 351 — 


zum Nutzen der Geſamtwirtſchaft hingegeben haben. 
Er ſagte nun weiter, daß, wenn man ſchon glaube, daß 
es unmöglich und vielleicht auch nicht zweckmäßig ſei, 
dieſes ſpekulative Treiben zu unterbinden, daß dann 
doch wenigſtens aus dieſem Verkehr eine Steuerquelle 
gemacht werden könnte. Er wies darauf hin, daß, 
während alle Effektenumſätze der Stempelpflicht unter⸗ 
liegen, dieſe Rieſenumſätze in Deviſen, Noten und Kupons 
ohne Stempelabgabe vor ſich gehen, und er ſagte, daß 
es gerade die Pflicht der Bankwelt ſei, auf dieſe ihr 
ſelbſt fo naheliegende Steuerquelle hinzuweiſen. 

Der Oiskuſſion dieſer ganz ſpeziellen und durchaus der 
Erörterung werten Steuerfrage wich der Bankiertag 
aus, und leider hatte Steinſchneider in feiner undis⸗ 
ziplinierten Redeart dieſes Ausweichen erleichtert, indem 
er verallgemeinernde Vorwürfe in die Verſammlung ge- 
ſchleudert hatte, daß die Bankiers die Steuerhinterzie 
hung fördern. Demgegenüber war es natürlich leicht, wenn 
auch ein wenig phariſäiſch, zu ſagen, daß die anſtändigen 
Bankiers ſo etwas nicht machen, und daß ſie es bei den 
unanſtändigen ſcharf verurteilen. Trotz aller Bedenken 
gegen die Form der Steinſchneiderſchen Oppoſition hätte 
der Bankiertag der Sache beſſer gedient, wenn er ſich 
mit dem von dieſem jungen Außenſeiter angeſchnittenen 
Problem ſachlich auseinandergeſetzt hätte. Statt deſſen 
konnte man aber ſogar in der Verſammlung Stimmen 
hören, die die Auffaſſung vertraten, man fole dieſen 
unbequemen Störenfried mit geſchäftlichem Boykott 
bejirafen. 


„Die Zuhörer 

Der Banliertag war ſtark beſucht, aus allen Teilen 
des Reiches. Berlin bewies Anziehungskraft. Bei 
den Motiven für den Beſuch des Bankiertags muß 
man verſchiedene Kategorien unterſcheiden. Einer 
ganzen Anzahl von Bankdirektoren und Bankiers be- 
ſonders aus der Provinz, ift das, was auf dem Bankier 
tag geredet wird, höchſt gleichgültig. Sie betrachten 
den Bankiertag gleichſam als eine Bankiermeſſe, 
eine Gelegenheit viele Leute zu treffen und zu ſprechen, 
mit denen man geſchäftlich zu tun hat oder zu tun 
haben möchte. Dann gibt es eine andere Kategorie von 
Beſuchern, beſonders aus den kleineren Städten, die mit 
einer gewiſſen Andacht den Referaten lauſchen und mit dem 
Gefühl, angeregt und bereichert zu ſein, in ihre Heimat 
zurückfahren. Endlich gibt es diejenigen, die auf jeden 
Fall dabei ſein müſſen. Eins aber einte alle Beſucher⸗ 
gruppen des Bankiertags: Wenn in der Mittagspauſe 
von einer Korreſpondenz die neueſten Börſenkurſe ver. 
breitet wurden, dann konzentrierte ſich alles Intereſſe 
darauf, wie Deutſch Lux ſtehen, was ſich am Kaſſamarkt 
abgeſpielt hat und nicht zuletzt, wie die Dollarnotiz ge⸗ 
worden iſt. Das Intereſſe für den Tagesmarkt überſtrahlte 
dann alle Sorgen um Reichs finanzen und Währungs- 
ſanierung und dieſes Stimmungsbild der Mittagspauſe 
war nicht ohne ſymptomatiſche Bedeutung für die Ein- 
ſtellung der ganzen Bankwelt. 


6. Kritik und Gegenkritik. 


Auf dem Bankiertag ſelbſt ſpielte die Kritik 
eine kleine Rolle. Um fo weniger fehlte es nach ihm an 
tritiſchen Betrachtungen in der Preſſe. Es ift viet 


leicht bemerkenswert, daß die drei Zeitungen, die in 
der fachlichen Kritik an der Spitze ſtehen, die „Frank- 
furter Zeitung“, das „Berliner Tageblatt“ und die 
„Vyſſiſche Zeitung“ in einer nicht gerade alltäglichen 
Aebereinſtimmung die geringen poſitiven Leiſtungen dieſes 
Banliertags beleuchteten, ihm einen Geiſt der Selbſtzu⸗ 
friedenheit und ein Verharren in den Ideen von 1912 
vorwarfen Es wäre nicht nötig, auf diefe in der Tages; 
preſſe geübte Kritik hier einzugehen, wenn nicht das 
„Bank Archiv“, das Organ des Centralverbandes des 
Deutſchen Bant- und Bankiergewerbes eine eigenartige 
Gegentritik geübt hätte, mit der man ſich wohl ausein⸗ 
anderſetzen muß. Es ſoll dem „Bank- Archiv“ gewiß 
nicht verübelt werden, wenn es den Bankiertag gegen 
Angriffe zu ſchützen ſucht. Nur tut das Organ den 
Intereſſen des von ihm vertretenen Standes wohl kaum 
einen Gefallen, wenn es fachliche Gegenkritik mit einer 
Verdächtigung der Kritiker verbindet, die in höchſtem 
Maße illoyal und unwahrhaftig iſt. Zum Beweiſe gebe 
ich den folgenden Abſchnitt aus dem Bank Archiv wieder: 
„Wenn von einem Kritiker dem Bankiertag 
vorgeworfen iſt, daß der Geiſt von 1912 auf dem⸗ 
ſelben noch allzumächtig geweſen ſei, ſo werden 
die Teilnehmer des Bankiertags dieſen Vorwurf 
in dem Gedanken ertragen können, daß das 
Einmaleins, nach welchem fie im Jahre 1912 ge- 
rechnet haben, auch im Jahre 1920 noch nicht ver- 
altet iſt, und werden die Verfechtung abweichender 
und vielleicht geiſtreicherer Theorien gern Anderen 
überlaſſen. Verwahrung muß indeſſen gegen die 
Behauptung eingelegt werden, daß auf dem 
Bankiertag ein Geiſt der „Selbſtzufriedenheit“ 
geherrſcht habe. Wer die mitgeteilten Reſo⸗ 
lutionen und wer die in Kürze im Druck er- 
ſcheinenden Verhandlungen zu leſen weiß, der 
muß anerkennen, daß dem Bankgewerbe die ge- 
funde Selbſtkritik, an der es in feinen Kreiſen 
wahrlich nie gemangelt hat, auch auf dieſer Tagung 
nicht verloren gegangen if. Wo es die Be- 
kämpfung von Ausmwüchfen galt, haben die be- 
rufenen Organe des Bankgewerbes ſtets an erſter 
Stelle geſtanden. Die Bankengegner von heute 
indeſſen haben mit denen von einſtmals — in ſo 
verſchiedenen politiſchen Lagern ſie im übrigen 
auch ſtehen — vielfach das eine gemein, daß ſie 
ihre Angriffe mit Vorliebe gegen die geſunden, 
tüchtigen und ehrenwerten Glieder des Bankge⸗ 
werbes richten und deren Leiſtungen zum Schaden 
des deutſchen Kredits im Auslande zu ver- 
kleinern ſuchen, während ſie umgekehrt gerade 
ſolche Anternehmungen und Perſonlichkeiten 
mit ihrer Gunſt beehren, mit denen das ſolide 
Bankgewerbe keine Gemeinſchaft duldet und vor 
deren Treiben es ſich bemüht, das Publikum zu 
ſchützen!). Der Kampf gegen Elemente der letz 
teren Art, die ſich unter der Gunſt der gegen- 
wärtigen Zeitumſtände in immer größerer Anzahl 
wieder aus Licht wagen, wird in der Folge mit 
verſchärfter Energie zu führen ſein; insbeſondere 
ſteht zu hoffen, daß die zuſtändigen Börſenorgane 
der vom Bankiertag in der Reſolution IV an fie 
gerichteten Aufforderung nachkommen und die 
ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel zur Freihaltung 
der Börſe von Mitgliedern ſolcher Art rü dichte 

los zur Anwendung bringen werden. 


An die mit der ) verſehene Stelle ſchließt fid- 
dann die folgende Fußnote: 


„Es ift kennzeichnend, daß eine dieſer Unter- 
nehmungen zur Widerlegung der Warnungen, 
weiche der Centralverband des Deutſchen Bant- 
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und Bankiergewerbes im öffentlichen Intereſſe 

aus guten Gründen gegen ſie erlaſſen hat, mit 
einem Empfehlungsſchreiben des Re 
dakteurs des ſozialdemokratiſchen 
Parteiorgans ihres Niederlaſſungsortes 
hauſieren geht, worin dieſer ſich darauf 
beruft, daß er 20 Jahre Redakteur an der Ar- 
beiterpreſſe ſei und infolgedeſſen zwiſchen einem 
ehrlichen und einem Schwindelunternehmen zu 
unterſcheiden verſtehe, und die Warnung des 
Zentralverbandes darauf zurückführt, daß die 
„Bankokratie“ eiferſüchtig darüber wache, 

daß ſie nur allein die Spargelder des Volkes 
aufſauge, um die Welt mit ihren zufammenge- 
kratzten Kapitalien zu beherrſchen! So werden 

mit Hilfe der Parteiphraſeologie 

in un verantwortlicher Weiſe Er- 
ſparniſſe der Arbeiterſchaft einem 
anrüchigen Geldinſtitut zugeführt.“ 

Mit der Schriftleitung des Bank⸗Archivs fol hier 
hier nicht darüber gerechtet werden, ob es richtig iſt, 
wenn wirtſchaftspolitiſche Anſchauungen ſich den hiſto⸗ 
riſchen Verhältniſſen gegenüber genau ſo unveränderlich 
verhalten, wie mathematiſche Regeln. Es ſoll nicht die 
Frage aufgeworfen werden, wie ſtark das Vergrößerungs⸗ 
glas fein muß, durch das man eine weſentliche Selbſtkritik 
auf dem Bankiertag feſtſtellen könnte. Aber es ſcheint mir 
notwendig, niedriger zu hängen, daß das Bank⸗Archiv 
durch die Verquickung einer Polemik — die ſich offen⸗ 
bar gegen in den oben genannten großen Zeitungen 
erſchienene kritiſche Auffäge richtet — (Die Aeberſchriften 
werden zitiert!) — mit dem Vorwurf der Begünſtigung 
unſolider Unternehmungen den Verſuch macht, die 
Kritik durch Verunglimpfung ihrer Arheber in falſchem 


Licht erſcheinen zu laffen. Denn man kann dem „Vank⸗ 
Archiv“ nur ſchwer den guten Glauben zuerkennen, 
weil es ſeiner Schriftleitung ja bekannt ſein muß, daß 
die Zeitungen, auf deren Artikel ſie im weſentlichen 
antwortet, ſtets in vorderſter Reihe gegen die Schwindel» 
bankiers mitgekämpft haben. And ich glaube nicht, 
daß der Centralverband des Bank- und Bankiergewerbes 
jemals eine Warnungsnotiz gegen unſolide Anter⸗ 
nehmungen ausgegeben hat, die nicht durch Veröffent⸗ 
lichung in allen drei genannten Zeitungen den notwen⸗ 
digen Reſonanzboden gefunden hat. Wenn das „Bank⸗ 
Archiv“ leider ohne Nennung von Namen das Schreiben 
irgend eines ſozialdemokratiſchen Provinzredakteurs als 
„kennzeichnend“ zitiert, ſo weiß es wohl ſelbſt ganz 
genau, daß ein derartiges Schreiben nichts weniger als 
kennzeichnend iſt für die Kritiker, gegen die es ſich 
vorher gewendet hat. Es iſt nur unverſtändlich, warum 
das „Bank⸗Archiv“ dieſen von ihm gerügten Fall durch 
Nichtnennung der Firma und des Nedakteurs, um den 
es ſich handeln ſoll, mit dem Mantel chriſtlicher 
Nächſtenliebe zudeckt Ich glaube dem Bank .⸗Archiv 
verſichern zu können, daß unbeſchadet der eigenartigen 
Form feiner Polemik die Redaktionen der drei ge- 
nannten Zeitungen darin einig fein werden, den Central- 
verband zu unterſtützen, in der Belämpfung eines 
Redakteurs, der das Anſehen der Preſſe mißbraucht, 
um unſolide Bankfirmen zu fördern. Denn den Zei- 
tungen iſt es in dieſen Dingen nur um die Sache zu 
tun. Aber auch Journaliſten haben das Recht, ſich 
diefe Formen indirekter Verleumdungen durch das. 
Organ eines Berufsverbandes zu verbitten. 


Revue der (Preffe. 


Als eine Handhabe für 
die Kontrolle über die Produktionsmittel 
beſonders in Kriſenzeiten betrachtet die Frankfurter Zeitung 
(27. Oktober) die Verordnung betreffend Maßnahmen 
gegenüber Betriebsabbrüchen und Stilllegungen, die der 
Neichswirtſchafts⸗ und der Reichsarbeitsminiſter jetzt der 
Regierung auf Grund der Beſchlüſſe vorgelegt haben, die die 
beiden großen Ausſchüſſe des Reichswirtſchaftsrates im 
Auguſt faßten. Die Verordnung wird erlaſſen, weil bei der 
heutigen Wirtſchaftskonſtellation, ſowie es zu Kriſen⸗ 
erſcheinungen kommt, es für den Unternehmer von pri- 
vatwirtſchaftlichem Vorteil ift, feinen Betrieb ſtillzu⸗ 
legen, eventuell auf Abbruch zu verkaufen. Trugen die 
Kriſen der Vergangenheit das Merkmal, daß Arbeiter- 
entlaſſungen und Stilllegungen dem Konkurſe folgten, 
ſo iſt heute das Amgekehrte der Fall. Die Gründe, die 
in früheren Kriſen den Anternehmer zur Weiterarbeit 
zwangen, nämlich ſeine Wechſelverpflichtungen, die Sorge, 
die alte Kundſchaft zu bewahren, und die großen, weiter- 
laufenden Generalunkoſten beim Stillliegen des Betriebes 
fallen heute fort, fo daß der Anternehmer beim Still 
liegen ſeines Betriebes größtenteils kein Riſiko 
trägt. Wechſel hat er nicht laufen, nachdem die 
Volkswirtſchaft ſich auf Vorausbezahlen eingeſtellt hat. 
Eine Sorge um die Kundſchafk kennt unsere Zeit nicht 
mehr, und die Amortiſationen der in Goldmark niedrig zu 


Buch ſtehenden Anlagen ſowie die anderen laufenden 
Generalunkoſten fallen nicht ins Gewicht, wenn man 
bedenkt, welch rieſigen Gewinn der Unternehmer aus 
dem Verkauf feiner Gebäude, Maſchinen beim leventu⸗ 
ellen Auslands-) Verkauf erzielen kann. Um nun Be- 
triebsſtilllegungen und Abbrüche zum Schaden der ge- 
ſamten Volkswirtſchaft zu vermeiden, verlangt die Ber- 
ordnung, daß vor der Außerbetriebsſetzung von 
Betrieben, in denen mindeſtens 20 Arbeitnehmer be- 
ſchäftigt werden, eine Anzeige an die von der Landes. 
regierung zu beſtimmende Demobilmachungsbehörde und 
an den Reichswirtſchaftsminiſter erfolgt. Es müſſen auch die 
im Betrieb vorhandenen Vorräte an Roh- und Betriebs⸗ 
ſtoffen, Brennſtoffen und Halbfabrikaten angemeldet wer- 
den. Dem Anzeigenden ift, innerhalb einer noch nicht genau 
feſtgeſetzten Friſt, verboten, eine Betriebseinſchränkung, 
reſp. einen Betriebsabbruch vorzunehmen. Während 
dieſer Friſt folen nun die Behörden in Fällen, in denen 
es fih um volkswirtſchaftlich bedenkliche Stillegungen 
handelt, zuſammen mit den Fachorganiſationen der be- 
treffenden Induſtrie über die zu treffenden Maßnahmen 
beraten: ob und inwieweit ſtillgelegt reſp. abgebrochen 
werden ſoll, und in welcher Weiſe das vorhandene 
Material volkswirtſchaftlich am nützlichſten zu verwenden 
iſt, oder unter welchen Bedingungen man dem Betriebe 
zu einem Weiterarbeiten verhelfen kann. Die Beſchlüſſe 


der in Frage kommenden Behörde werden bindende 
Kraft erhalten. Nur in zwei Fällen foll von einem 
Dazwiſchentreten der Behörden Abſtand genommen 
werden, nämlich, wenn es fih um wirtſchaftliche Map- 
nahmen im Verlaufe von Kämpfen zwiſchen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern handelt oder wenn nach- 
weislich Mangel an Kohle, Betriebs. und Rohftoffen 
trotz rechtzeitiger Vorſorge des Betriebes die Still. 
legung verurſacht. Die erſte Einſchränkung iſt wohl 
berechtigt, da man nicht wünſcht, den Arbeitgebern das 
Recht zur Ausſperrung oder den Arbeitnehmern das 
Recht zum Streik zu beſchränken. Die zweite hingegen 
iſt nicht recht verſtändlich, denn gerade der Nachweis 
des Mangels foll durch die der Anzeige folgende Anter⸗ 
ſuchung erbracht werden, und alle behördlichen Be- 
mühungen um Abhilfe follen hierauf fußen. Im alf- 
gemeinen aber wird man in der Verordnung, die der 
Regierung vorliegt, trotz der in ihr liegenden erheblichen 
Einſchränkung der Bewegungsfreiheit des Anternehmers, 
einen wichtigen Fortſchritt ſehen müſſen, nämlich den, 
daß, bevor ein volkswirtſchaftlich nützlicher Betrieb ftill- 
gelegt wird, eine öffentliche Stelle eingeſchaltet wird, 
die ein Vetorecht gegenüber volkswirtſchaftlich ſchäd— 
lichen Manipulationen hat oder eine helfende Hand 
darbieten kann. — Das 
Harriman⸗Abkommen mit der Hapag 
iſt in Amerika ſo vielen Anfeindungen ausgeſetzt geweſen, 
daß Harriman ſich entſchloſſen hat, den Wortlaut des 
Vertrages bekanntzugeben. Der Berliner Börſen⸗ 
Courier (28. Oktober) läßt ſich über dieſe Angelegenheit 
folgendes von ſeinem New Vorker Berichterſtatter 
drahten: Harriman betont, daß das Abkommen ſeiner 
Geſellſchaft die abſolute Kontrolle über die Tätigkeit 
der Hapag gewährleiſtet, daß vor allen Dingen für die 
nächſten zwei Jahrzehnte die deutſche Geſellſchaft ver- 
hindert iſt, ihr Agentennetz über die Vereinigten Staaten 
zu ziehen. Der zweite große Vorteil des Abkommens 
für Amerika iſt die Möglichkeit, den amerikaniſchen 
Handel ungeſtört, ja, unterſtützt von der leiſtungs⸗ 
fähigſten Schiffahrtsgeſellſchaft der Welt zu entwickeln, 
und fih an dem deutſchen Handel mit 50% zu betei⸗ 
ligen. Dazu kommt dann noch, daß die Amerikaner 
nur die Verpflichtung haben, in den Vereinigten 
Staaten als Agenten für Hamburg zu arbeiten, ſonſt 
aber ihr Geld und ihre Energien für ſich verwenden 
können. Harriman betrachtet das ganze Anter— 
nehmen als ein glänzendes Geſchäft für Amerika, 
das geſchloſſen wurde, um beiden Parteien Gewinn- 
möglichkeiten zu eröffnen, nicht im Geiſte von 
kleinen Schiebern, ſondern von großzügigen Kauf- 
leuten, die beide Vorteil aus dem Vertrage haben 
wollen. — In der „Voſſiſchen Zeitung“ (2. November) 
beſpricht Dr. Erich Eyck eine zum Kapitalertragsſteuer 
geſetz ergangene 
geſetzwidrige Ausführungs verordnung. 

Das Kapitalertragsſteuergeſetz beſtimmt im § 3, 
Ziffer 10, daß von der Kapitalertragsſteuer ſolche Kapital · 
erträge befreit werden, die einer Aktiengeſellſchaft uſw. 
aus der Beteiligung an einem anderen derartigen 
Anternehmen zufließen, ſofern diefe Beteiligung min- 
deſtens ein Fünftel der geſamten Aktien uſw. des 
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anderen Anternehmens umfaßt und mindeſtens feit Be- 
ginn des letzten verfloſſenen Geſchäftsjahres beſteht. 
Der Sinn dieſer Beſtimmung iſt alſo, daß die Dividenden, 
die der Muttergeſellſchaft von der Tochtergeſellſchaft zu- 
fließen, von der Steuer befreit werden. Die vorläufige Voll 
zugsanweiſung des Reichsfinanzminiſters vom 31. März 
1920 ſieht vor, daß die Steuer durch den Schuldner zu ent- 
richten, hernach jedoch dem Gläubiger auf ſeinen Antrag 
zurückzuerſtatten ſei. Dieſes Verfahren iſt wohl etwas 
umſtändlich, hat ſich jedoch im Rahmen des Geſetzes 
gehalten. Jetzt erläßt der Reichsfinanzminiſter eine 
Verordnung zur erleichterten Durchführung der Steuer- 
befreiungen im § 3 des Kapitalertragsſteuergeſetzes. 
In dieſer Verordnung heißt es im § 8: 
„In den Fällen des S 3 Abſatz 1 Nr. 10 des 
Geſetzes iſt das Anternehmen, deſſen Erträge 
einem anderen derartigen Anternehmen unter den 
dort näher bezeichneten Vorausſetzungen zufließen, 
zur Entrichtung der vollen Kapitalertragsſteuer 
verpflichtet. Dagegen iſt das Anternehmen, das 
die Anteile jenes anderen Anternehmens hat, be- 
rechtigt, die ihm aus dieſer Beteiligung um die 
Kapitalertragsſteuer gekürzt zufließenden Erträge 
ſeinerſeits unverkürzt auszuzah en, wenn es vor 
der Auszahlung des Kapitalertrags die Zuſtimmung 
des zuſtändigen Finanzamtes herbeiführt.“ 
Der Sinn des Geſetzes iſt durch dieſe Beſtimmung voll⸗ 
ſtändig gewandelt. Der Muttergeſellſchaft wird der 
Betrag, den die Tochtergeſellſchaft als Kapitalertrags⸗ 
ſteuer gezahlt hat, nicht mehr zurückvergütet. Es ſteht 
ihr nurmehr das Recht zu, ihren eigenen Aktionären 
bei der Zahlung ihrer eigenen Dividende einen ent- 
ſprechenden Betrag kapitalſteuerfrei abzuführen. Sie 
geht jedoch der Steuerbefreiung verluſtig, wenn ſie ſelbſt 
überhaupt keine Dividende zahlt. Befreit das Geſetz 
die Dividende der Tochtergeſellſchaft von der Kapital- 
ertragsſteuer, ſo ſpricht die Verordnung eine gewiſſe 
Befreiung der Dividende der Muttergeſellſchaft aus. 
Der Finanzminiſter ift offenſichtlich mit dieſer Ver- 
ordnung, die eine nachträgliche Geſetzesänderung darſtellt, 
über den Rahmen der ihm im Geſetz gegebenen Be— 
fugniſſe hinausgegangen, und es bleibt abzuwarten, ob 
die Finanzgerichte die Rechtskraft dieſer Verordnung 
beftätigen werden. — In einem Artikel des „Vorwärts“ 
(2. November) richtet Alexander Kroll an die Arbeiter 
in der Frage 
Arbeitsgemeinſchaft oder nicht 
einen warmen Appell für das Beſtehenbleiben der Arbeits- 
gemeinſchaft. Er führt aus, daß ſowohl von den Arbeiter- 
wie den Anternehmerkreiſen, die von vornherein der 
Arbeitsgemeinſchaft ablehnend gegenüber geſtanden haben, 
dieſer der Vorwurf gemacht werde, ſie habe nichts er⸗ 
reicht. „Lohnkämpfe und Streiks ſeien nicht verhindert 
worden“, ſagen die Unternehmer, die Arbeiter beſchweren 
fich über die nicht durchgeführte vollſtändige Sozialiſierung 
Beide Forderungen ſind illuſioniſtiſch. Ihre Erfüllung 
war von vornherein nicht in den Kreis der Möglich“ 
keiten der Arbeitsgemeinſchaften einbezogen. Ihre 
poſitiven Leiſtungen ſind darin zu ſehen, daß man 
doch immer noch zu Tarifverträgen gekommen iſt, daß es 
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eine Stelle gegeben hat, in der Arbeitnehmer und Arbeit⸗ 
geber zuſammen arbeiteten, ſich gegenſeitig verſtehen 
lernten. Würde die Arbeitsgemeinſchafi aufgelöſt werden, 
ſo würde den Arbeitnehmern eine bedeutſame Schule 
für die Erkenntnis wirtſchaftlicher Zuſammenhänge ver- 
lorengehen und die Erweiterung der Kenntniſſe und Er- 
fahrungen, die in der Arbeitsgemeinſchaft geſammelt 
wurden und als Bauſteine für die künftige Sozialiſierung 
dienen, fiele für die Arbeitnehmerſchaft fort. Dazu kommt 
noch, daß nach der Auflöſung der Arbeitsgemeinſchaft 
diejenigen Anternehmer, die fich aus voller Aeberzeugung 
auf ihren Boden geſtellt haben, allein ſtänden und 
wieder in die Reihen der Gegner gehen müßten. — 
Die „Deutſche Allgemeine Zeitung“ (5. November) be- 
ſpricht in einem Artikel 

Reichseinheit durch wirtſ chaftlichen Zuſammenſ chluß 
die neue Intereſſengemeinſchaft zwiſchen der Rheinelbe ; 
Anion G. m. b. H. und dem Siemens ⸗Schuckert⸗Konzern. 
Nachdem die deutſche Induſtrie ihrer ausländiſchen 
Stützpunkte, Anternehmungen und Kapitalien beraubt 
iſt, iſt ſie genötigt, innerhalb der nationalen Grenzen 
die Fähigkeiten zu entwickeln, die fie bei dem Kon- 
kurrenzkampf auf dem Wellmarkte braucht. Der großen 
Konzentrationsbewegung, die in den meiſten Gewerbe⸗ 
zweigen zu einem Zuſammenſchluß gleichartiger Betriebe 
führt, ſtellt ſich jene Konzentrationsbewegung an die 
Seite, die vom Rohprodukt bis zum feinſten Fertig- 
fabrikat die einzelnen Betriebe vereint. Die deutſche 
Montaninduſtrie hat dieſen Zuſammenſchluß — zum ge- 
miſchten Betriebe — bereits vor dem Kriege begonnen 
und ſetzt ihn nun in großartigſter Weiſe fort. Die jetzt 
geſchloſſene Intereſſengemeinſchaft umfaßt jedoch nicht nur 
induſtrielle Unternehmungen von der Kohle und dem 
Erz bis zum feinſten elektriſchen Apparat, ſondern ſie 
ſtellt ein wirtſchaftliches Band dar zwiſchen den ein- 
zelnen Reichsteilen, deffen politiſche Bedeutung keinesfalls 
zu unterſchätzen iſt. Selbſtverſtändlich find bei der Zu 
ſammenſchließung großer induftrieller Betriebe privat 
wirtſchaftliche Vorteile der einzelnen Betriebe die trei⸗ 
bende Kraft. Durch dieſen Zuſammenſchluß aber wird 
bewieſen, daß diejenigen, die den tätigſten Anteil an 
dem Zuſammenſchluß haben, die Reichseinheit als Grund- 
lage ihrer Geſchäftserwägungen machen, und dieſes 
Moment kann in der augenblicklichen Zeit nicht auf- 
merkſam genug betrachet werden. 


Umschau. 


Die Deutsche Bank erhöht ihr 
în. Deutsche Bank. Aktienkapital um 125 auf 400 
Mill. Mark. 68,75 Mill. Mark von den neuen Aktien werden 
den alten Aktionären zum Bezug angeboten zu einem Kurse 
von 220%, der den Aktionären ein Bezugsrecht von einigem 
Werte gibt und gleichzeitig den Reserven der Bank rund 
75 Mill. Mark an Agio zuführen wird. Der Rest der neuen 
Aktien dient der Durchführung eines ganzen Bündels von 
Fusionen. Die Deutsche Bank übernimmt durch Fusion die 
Hannoversche Bank, mit der sie schon seit zwei Jabr- 
zehnten durch eine dauernde Beteiligung eng verbunden ist. 
Mit dieser Ubernabme verknüpft ist eine enge Verbindung 
und eine Beteiligung, die fiber den bisherigen Rahmen noch 


hinausgeführt wird, an der Hildesheimer Bank. Ferner 
wird die Braunschweiger Privatbank von der Deut- 
schen Bank übernommen und an dritter Stelle die Privat- 
bank zu Gotha, die auch schon seit Jahrzehnten zur 
Gruppe der Deutschen Bank gebört. Bei der Württem- 
bergischen Vereinsbank wird zwar keine direkte 
Fusion vorgeschlagen; es soll aber den Aktionären der 
Württembergischen Vereinsbank der Umtausch ihrer Aktien 
gegen die Aktien der Deutschen Bank im Verhältris von 
zwei zu eins bei einer Barzahlung von 20% angeboten 
werden. Wenn man die Gesamtheit dieser Vorschläge, 
die die Deutsche Bank ibren Aktionären unterbreitet, 
überblickt, so kann man als Besonderheit nur feststellen, 
dass das Fusionieren hier als Engrosgeschäft betrieben 
wird. Denn in der Richtung der einzelnen Transaktionen, 
die die Deutsche Bank vornimmt, liegt nichts Besonderes, 
Es ist durchweg eine Fortsetzung des seit Jahren geübten 
und man kann wohl sagen, geschäftlich bewährten Ver- 
fahrens; Provinzinstitute, die bereits zu dem Geschäfts- 
kreise der Bank gehörten, in sich aufzunehmen und als 
Filialen weiter zu betreiben. Bei der letzten Kapitals- 
erhöhung der Deutschen Bank im Jahre 1917 wurden der 
Schlesiche Bankverein und die Norddeutsche Kreditanstalt 
übernommen, Es fand also eine Festigung im deutschen, 
Osten statt, während diesmal das Schwergewichl in der 
Aufsaugung mitteldeutscher Banken liegt. Man hat bei 
all dem nicht das Gefühl, als ob eine ganz bestimmte 
Politik verfolgt wird, sondern es scheint so, als ob jeweilig 
die Provinzinstitute verschluckt werden, die aus irgendwelchen 
persönlichen oder sachlichen Gründen gerade reif sind zur 
Fusion. Dass die Deutsche Bank über den Fusionsgedanken 
hinaus ihr Eigenkapital erhöht, dient im wesentlichen der 
Verschönerung ihres Firmenschildes. Mit 400 Mill, Mark 
Eigenkapital steht die Deutsche Bank in Zukunft auch nach 
der Kapitalsziffer wieder an der Spitze der Großbanken, 
Für das Verhältnis zwischen Eigenkapital und fremden 
Geldern kann eine Kapitalserhöhung in dem vorgeschla- 
genem Umfange bei der riesenhafien Aufblähung der 
Kreditorenziffer praktisch kaum ins Gewicht fallen. 


Herr Dr. Zeine- München 
schreibt: „Aus der Erwägung, 
dass für den Staatsbürger die einmalige Zahlung des Reichs- 
notopfers obne wirtschaftliche Nachteile oft nicht möglich 
ist, hat die Regierung die Zahlung der Abgabe in auf 27 Jahre 
verteilten Raten zu jährlich 6,5 % der Abgabe zugelassen. 
Wer nun aber diese jäbrliche Tilgung wählt oder wählen 
muss, der hinterlässt bei seinem vorzeitigen Tod eine Steuer- 
schuld in Höhe der noch unbezahlten Restraten, die für 
seine Angehörigen bzw. für das Unternehmen, dessen 
Eigentümer oder Teilhaber er ist, eine sehr drückende 
Belastung darstellen können. Um diesen Nachteil zu be- 
seitigen, haben einige Lebensversicherungsgesellschaften 
besondere Einrichtungen geschaffen, die gegen geringe 
Prämien die vollständige Ablösung dieser Steuerverpflich- 
tungen ermöglichen. Eine solche Steuerversicherung liegt 
nun nicht nur im Interesse der Steuerpflichtigen, sondern 
auch und vor allem im Interesse des Reiches und der 
Volkswirtschaft. Sie bringt für das Reich vor allem zwei 
Vorteile, nämlich 1. Erhöhung der Sicherheit. Bei 


Steuer versicherung. 
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Ratenzahlung der Abgabe kann das Reich unter Umständen 
Sicherheit insbesondere bei vorzeitigem Tode in Höhe der 
Restschuld verlangen. Da bei der Steuerversicherung die 
Gesellschaft die noch ausstehenden Steuerraten je nach 
Antrag an die Erben oder an das Reich in einer Summe 
oder in jährlichen Raten zahlt, so erübrigt sich eine 
Sicherheitsleistung. Das Reich hat stets die Garantie für 
die Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Reichsnot- 
opfer. 2. Erhöhte Ein nahmen. Je früher der Tod 
eintritt, desto grösser ist die Restschuld. Da das Not- 
opfer mit 5% zu verzinsen ist, so schreitet die Tilgung 
nur langsam vorwärts; nach 14 Jahren ist noch nicht die 
Hälfte des Notopfers durch Raten getilgt. Zahlt nun die 
Gesellschaft beim Tode des Steuerpflichtigen die Rest- 
schuld in einer Summe an das Reich aus, so erhält das 
Reich bei weitem früher die Mittel, als diese ihm sonst 
bei regulärer Tilgung ohne die Steuerversicherung zu- 
fliessen. Wie gross die finanziellen Vorteile für das 
Reich durch die Steuerversicherung sind, zeigt die nach- 
stehende Tabelle. 

Annahme 1000 Versicherte. Vermögensabgabe je M. 10 000. 


Einnahme des Reiches bei 


Tilgung des Reichsnot- Er en 
peters Steuerver- 
Alter des ohne Steuer- mit Steuer- sicherung mit 
Versicher- versicherung versicherung 5% Zinseszins 
ten 2 0 M. 
40 650 000 752 850 107992 
45 650 000 726 482 665 657 
50 650 000 692 386 1185 161 
55 650 000 604 695 1541 826 
60 650 000 511826 1 488 467 
65 650 000 303 045 527 484 


Die Stenerversicherung wird zweifellos überall da, 
wo Weitblick zu Hause ist, wo man genau zu rechnen und 
gleichzeitig klug vorauszuberechnen versteht, ein weit- 
gehendes Interesse finden. Damit sie aber auch hier rest- 
los Eingang finden kann, bedarf es der Mitwirkung der 
Finanzverwaltung, die diese angesichts der Vorteile, die 
die Steuerversicherung für das Reich und die Allgemein- 
heit bietet, ihr sicher nicht versagen kann.“ 


Börse und Geldmarkt. 


Mit einigen kleinen Schwankungen hat sich in den 
letzten 14 Tagen die Verschlechterung des 
Markkurses und die entsprechende Steigerung der 
Devisenkurse an der Berliner Börse fortgesetzt. Der 
Dollarkurs, der am 23. 1. mit 70 notiert wurde, stieg am 
30. 10. auf 76 und am 6. 11. auf 82. Die kleinen 
Schwankungen traten in der letzten Woche ein, als man 
glaubte, an das Ergebnis der amerikanischen Präsidenten- 
wahl Erwartungen knüpfen zu dürfen, die den Markkurs 
günstig beeinflussen könnten. Man argumentierte an der 
Börse, daß der neue republikanische Präsident Harding 
Frieden mit Deutschland schliessen werde, und dass 
bei diesem Friedensschluss die Guthaben aus den deutschen 
L’quidalionen in Amerika frei werden würden. Diese Er- 
wägungen konnten allerdings nur einen ganz vorüber- 
gehenden Eindruck auf die Devisenspekulation machen, 
denn bei einigermassen nüchterner Ueberlegung musste 
man sich sagen, dass selbst, wenn die optimistische Be- 


trachtung der künftigen deutsch-amerikanischen Beziehungen 
recht behält, mindestens noch einige Monate vergehen 
müssen, ehe der neue Präsident die Möglichkeit hätte, die 
von ihm erwarteten Wirkungen auszuüben. Die Gestaltung 
der Zahlungsbilanz in diesen Monaten wird aber für den 
Wechselkurs zunächst von grösserer Bedeutung sein, als 
die Zukunftshoffnurgen auf frei werdende Guthaben, und 
leider liegt keinerlei Veranlassung vor, in Bezug auf die 
Zahlungsbilanz optimistisch zu sein. Es kommt hinzu, 
dass auch der Reichsbankausweis am Ultimo Oktober von 
neuem deprimierend in Bezug auf die Bewertung der Mark 
wirken muss. Die beiden vorangegangenen Reichsbank- 
ausweise zeigten zum erstenmal nach längerer Zeit be- 
scheidene Verminderungen des Notenumlaufs. Der Aus- 
weis vom 30. Oktober hingegen mit einer Zunahme des 
Umlaufs an Noten und Darlehnskassenscheinen um 1613,4 
Mill. 4£ glich nicht nur die kleinen voraufgegangenen 
Verminderungen aus, sondern führte weit darüber hinaus 
zu einem neuen Rekord des Papierumlaufs. Die neue 
Notenzurahme ist um so mehr zu bemerken, als sie nicht 
mehr verbunden ist mit dem Anwachsen des Devisen- 
bestandes der Reichsbank, der unter den „sonstigen 
Aktiven“ verbucht wird, sondern dass dieser Posten auch 
in der letzten Woche wieder einen kleinen Rückgang 
um rund 30 Mill. #2 zeigt und im ganzen mit rund 
10½ Milliarden c#, heute um annähernd 2 Milliarden 
unter den bisher erreichten Höchststand herabgesunken ist. 


Es ist nur natürlich, dass die neue Verschlechterung 
des Markkurses an dei Effektenbörse zu einer neuen Ver- 
schärfung der Spekulation und zu einer Ausdehnung der 
Haussebewegung geführt hat. Die Erscheinungen an der 
Effektenbörse sind grundsätzlich heute die gleichen wie 
ungefähr vor Jahresfrist: Katastrophenhausse, Flucht vor 
der Mark. Nur hat sich das Mass der Anteilnahme breiter 
Bevölkerungsschichten am Börsenspiel immer weiter aus- 
gedehnt, und die Börse sieht sich heute wieder einmal 
gezwungen, wenigstens bis zum Jahresschluss an jedem 
Mittwoch Feiertage einzulegen. Diese Feierschichten 
der Börse stammen aber nicht, wie es bei Feierschichten 
in der Industrie der Fall zu sein pflegt, aus Mangel an 
Aufträgen, sondern sie sind im Gegenteil bedingt durch 
die Unmöglichkeit, in den Banken die täglichen Aufträge 
ohne Rückstände zu bewältigen. Ganz besonders angeregt 
wird die Spekulation durch die Fülle der Zusammen- 
schlüsse, die in der Industrie gegenwärtig vollzogen 
werden. In den Aktien derjenigen Werke, die den Gegen- 
stand neuer Kombinationen bilden, entwickelt sich jeweils 
vor dem Abschluss der Fusion ein lebhaftes spekulatives 
Treiben, weil ja die Masse der Mitläufer nie voraussehen 
kann, in welchem Umfange sich aus der Fusion unmittel- 
bare Vorteile für den Aktienbesitzer ergeben werden. Am 
Ende der ersten Novemberwoche hatten die Siemens & 
Halske-Aktien und eine Reihe von Montanaktien die Höhe- 
punkte ibrer Spekulationsperiode schon hinter sich, wäh- 
rend die Petroleumwerte, besonders die Deutschen 
Petroleumaktien, gerade im Mittelpunkt des Spielreizes 
standen, weil es bereits sicher scheint, dass zwischen der 
Deutschen Erdöl-A. G. und der Deutschen Petroleum-A.G. 
eine engere Interessenverbindung zustandekommen wird, 
ohne dass man über die Form dieser Verbindung in den 
nicht eingeweihten Kreisen schon etwas wüsste. 


Sonnabend, 
13. November 


Montag, 
15. November 


e 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


Bankausweis New York. — @.-V.: Bu- 
derus Eisenwerke, Kabelwerk Rheydt, 
Kaffee- Handels-Gesellschaft Bremen. 
— Schluss des Bezugsrechts Brückenbau 
Flender A.-G., Bezugsrechts Gebhardt 
& Co., Bezugsrechts Riedinger Ma- 
schinen- und Bronzewarenfabrik. 

@.-V.: Triumph-Werke Nürnberg, Deut- 
scher Eisenhandel, David Richter Akt - 
Ges., Berliner Dampfmühlen. — Schluss 
des Bezugsrechts Voigt & Haeffner. 


Dienstag, 
16. November 


Mittwoch, 
17. November 


Donnerstag, 
18. November 


Freitag, 
19. November 


Sonnabend, 
20. November 


G.-V.: Victoriamüble, Oberschlesische 
Eisenwerke, Eisenbahn-Verkehrsmittel- 
Gesellschaft, Eisenbahnrentenbank, Pa- 
pierfabrik Reisholz, Hansa-Lloyd-Werke, 
Hannoversche Waggonfabrik, Sielaff 
Maschinenfabrik. — Schluss des Bezugs- 
rechts Amme Giesecke & Konegen, 
Ilmenauer Porzellanfabrik, Aktien Malz- 
fabrik Sangerhausen. 


Busstag. 
a 
Ironage-Bericht. — Bankausweise Lon- 
don, Paris. — Reichsbankausweis. — 


@.-V.: Eisenwerke Menden & Schwerte, 
Chemische Fabrik Hell & Sthamer, 
Carl Kaestner A.-G., Schlesische Cellu- 
lose- und Papierfabriken A.-G., Car- 
tonnagen - Maschinen - Industrie und 
Faconschmiede, ElbschlossbrauereiNier- 
stedten. — Schluss des Bezugsrechts 
Aktien R. Wolf A.-G. 

G.-V.: Georgs-Marien -Bergwerks- und 
Hüttenverein, Gelsenkirchener Guss- 
stahl- und Eisenwerke, Annener Guss- 
stahlwerke, Armaturen- und Maschinen- 
fabrik vorm. Hilpert. 


Bankausweis New York. — @.-V.: Nieder- 
lausitzer Bank, Kalker Maschinenfabrik, 
Hofbrauhaus Hanau vorm. Nicolay, 
Eisenhüttenwerk Thale, Stahl & Nölke, 
Carlshütte, Aplerbecker A.-G. für Berg- 
bau, Galvanische Metallpapier- A.-G., 
Ottensener Eisenwerke, Thodesche Pa- 
pierfabrik. — Schluss des Bezugsrechts 
Aktien Linke & Hofmann-Werke, Be- 
zugsr. Waggonfabrik Fuchs, Bezugsr. 
Deutsche Steinzeugwarencanalisation. 


Montag, 
22. November 


Dienstag, 


r.. ——. — 

G. F. Orenstein & Koppel, Brüning & 
Sohn A.-G., Zittauer Maschinenfabrik, 
Chemische Werke vorm. Albert, Düssel- 
dorfer Eisenhütten- Gesellschaft Ratingen, 
Glückauf A.-G. für Braunkohlen- 
verwertung, Steingutfabrik Colditz, Spin- 
nerei-A.-G. Klauser, Lokomotivfabrik 
Krauss, Ver. Gothania- Werke. 


22. ... ee E 
G- V.: Deutsch-Amerikanische Petroleum- 


23. November 


Mittwoch, 
24. November 


Gesellsch., Kammgarnspinnerei Meerane. 
Heichaban ausweis. — G. V.. Neuwalz- 
werk Boesperde, Gusstahlwerk Witten, 
Eisen- und Stahlwerk Hoesch, Kali- 
werke Krügershall A.-G., Zimmermann- 
Werke. 


N — 
Y Die Merktalel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für Ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u, a. Uber 


Generalversammlungen, 


Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 


Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die I 

darin alles verzeichnet, worauf sie an den naar Eroin 
den Zeitungen achten müssen. In Kurstiv-Schrift sind diejenigen 
n gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht besummen 
assen. 


T Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — @.-V.: Mannesmannröhren- 
werke, Maschinenfabrik Banning, Ma- 


Donnerstag, schinenfabrik Kappel, Hildesheim-Peiner 
25. November Kreisbahn, Bayerische Spiegel- und 
Spiegelglas-Fabriken, Zuckerraffinerie 
Genthin. — Schluss des Bezugsrechts 


Stöwer Näbmaschinenfabrik. 


ee aul 

@.- V.: Schwelmer Eisenwerk, Adlerglas- 
hütten, Carl Berg Eveking, Portland- 
Cementfabrik Schimischow. 


| Bankausweis New York. — @.-V.! Nieder- 
waldbahn, PoncetGlashüttenwerke A.-G., 
Akt.-Ges. Scheidemandel, Charlotten- 
hütte, Rheinisch-Westfälische Elektri- 
zitätwerke, Badische Anilin- und Soda- 
i fabrik. 


Verlosungen: 
14. November: 2½ % Griech. Nat. 
Bank 100 Dr. (1910), 5°/, Russ. Reichs- 
Adels-Agr.-Bank 100 R. (1889). 15. No- 
vember: 3% Egypt. Crédit Foncier 
250 Fr. (1886, 1903, 1911), Panama- 
Canal 400 Fr. (1888), 4% Ung. Hyp.- 
Pr.-Pfdbr. 100 Gld. (1884), 2% Stadt 
Brüssel 100 Fr. (1905), 2% Lütticher 
Stadtl. 100 Fr. (1905), Freiburger 
Stadtl. 15 Fr. (1902). 16. November: 
3% Oesterr. Boden-Cr. 100 Gld. (1880) 
22. November: 3% Credit foncier 
250 Fr. (1912). 25.November: 2½% 
Stadt Paris (II. Metro) 500 Fr. (1904). 


Freitag, 
26. November 


Sonnabend, 
27. November 


Eine besondere neuartige Form der grosszügigen 
Spekulation hat sich in jüngster Zeit aufgebaut auf der 
Möglichkeit, deutsche Unter nehmungen mit Ueberfrem- 
dung zu bedrohen. Von dem Berliner Bankier Hugo 
I. Herzfeld sagt man, dass er Majoritäten der Aktien 
des Bochumer Vereins und der Gebrüder Böhler A.-G. 
auf eigene Rechnung und Gefahr spekulativ aufgekauft 
haben soll. Diese Aktienmajoritäten deutscher Unter- 
nehmungen sollen dann von dem Grossspekulanten zuerst 
ausländischen Konsortien angeboten worden sein, und 
erst nachher auf Grund der Drohung mit dem Verkauf 
ans Ausland soll die Rhein-Elbe-Union, d. h. der er- 
weiterte Stinnes-Konzern, diese Aktienmehrheiten erworben 
haben, um die Werke seinem Trust anzugliedern. Wenn 
sich dieser Vorgang wirklich 80 abgespielt hat, was für 
den Aussenstehenden natürlich sehr schwer kontrollierbar 
ist — denn wenn Herr Herzfeld vorher bereits eine 
Rückendeckung hatte, so wird er das nicht erzählen 
so läge der eigenartige Fall vor, dass eine reine Börsen- 
spekulation massgebend geworden wäre für einen in- 
dustriellen Zusammenschluss. Man hat von dem Bankier 
Herzfeld weiter behauptet, dass er auch einen grossen 
Posten, man sprach von 5 Millionen Mark, Orenstein & 
Koppel-Aktien aufgekauft habe, und dass dieser Aufkauf 
das Misstrauen in die Verhandlungen zwischen der Oren- 
stein & Koppel-Verwaltung und der Kölner Montanfirma 
Otto Wolff & Co. getragen hat, weil niemand wusste 
warum die Aktien aufgekauft werden. Wenn es sich 
dabei wirklich nur um eine neue Herzfeldsche Spekulation 
handelte, so dürfte sie in ihrem Ausgang kaum so glück- 
lich werden wie die Bochumer Spekulation, denn in- 
zwischen will sich die Orenstein & Koppel-Verwaltung 
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durch das bequeme Mittel der Vorzugsaktien mit mehr- 
fachem Stimmrecht gegen Ueberfremdung schützen, und 
dann dürfte der 5 Millionen-Posten ohne Kursdruck nicht 
schnell und leicht verkäuflich sein. Aber gleichviel, 
ob das Geschäft in dem einen Fall für Herrn Herzfeld gut 
oder schlecht abläuft, diese neue Spekulationsart in Majo- 
ritäten, die im Hintergrunde immer mit dem Verkauf ans 
Ausland droht, ist ein Symptom für die ungesunde Ent- 
wicklung des Börsengeschäftes und der Gesamtwirtschaft. 


Ungeklärt ist dabei die Frage, ob diese Grosspekulationen 
wirklich ganz mit primitiven Mitteln durchgeführt werden, 
oder ob sie nicht durch Bankengelder unterstützt werden. 
Es würde ja aus dem Rahmen der leider üblichen Banken- 
politik nicht herausfallen, dass auch auf diesem Gebiete 
gewinnbringende Geschäſte mitgemacht werden, ohne 
Skrupel über ihre Rückwirkungen auf die Gesamtwirt- 
schaft im allgemeinen und das Börsenleben im besonderen. 
Justus. 


Plutus-Archiv. 
eue Literatur der Oolliswirtſchaft und des Rechts. 


{Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders ra 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme vom der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziohen.) 


Der vorläufige Reichswirtschaftsrat. Kommentar 
der Verordnung vom 4. Mai 1920. Von Ministerialrat 
Dr. Hans Schäffer (Reichswirtschafisministerium.) 
München, Berlin und Leipzig 1920. J. Schweitzer Ver- 
lag (Arthur Sellier). Preis c# 20,—. 

Einberufung des Reichswirtschaftsrats, Sitz. — Zu- 
sammensetzung. — Voraussetzungen der Mitgliedschaft. — 
Benennung und Einberufung der Mitglieder, Beendigung. 
der Mitgliedschaft, Nachbenennung. — Stellung der Mit- 
glieder, Unverantwortlichkeit, Zeugnisverweigerungsxecht, 
Urlaub, Entschädigung und Freifahrt. — Verschwiegen- 
heitspflicht. — Vorstand, Geschäftsordnung, Abstimmung, 
Wahlprüfung, Vertagung, Wiederzusammentritt, Ausschüsse. 
— Zuziehung von Sachverständigen. — Oeffentlichkeit der 
Vollversammlung, Nichtöffentlichkeit der Ausschüsse, Straf- 
freiheit der Berichte. — Vertreter der Reichsregierung 
und der Länder. — Aufgaben bei der Gesetzgebung, beim 
Aufbau der Räte, bei der Ausübung des Verordnungs- 
rechtes, ständige Ausschüsse für Sozialpolitik und Wirt- 
schaftspolitik. — Recht und Auskunft. — Einberufung des 
entgültigen und Auflösung des vorläufigen Reichs wirtschafts- 
rates. — Inkrafttreten der Verordnung. — Anlagen: Ar- 
tikel 165 der Reichsverfassung. — Erklärung über die 
gesetzgeberischen Absichten der Regierung vom 5. März 
1919. — Begründung zu dem Regierungsentwurf von 
Art, 34a der Reichsverfassung. — Verordnung über die 
Gewährung freier Eisenbahnfabrt und einer Entschädigung 
an die Mitglieder des vorläufigen Reichswirtschaftsrates 
vom 28. Juni 1920 (RGBi. S. 1335). — Verordnung über 
die Auskunftspflicht. — Zusammensetzung des vorläufigen 
Reichswirtschaftsrates. — Zusammenstellung der Mitglieder 
nach den Gruppen des Art. 2. — Alphabetisches Namens- 
verzeichnis der Mitglieder. — Sachregister. 


Bolschewik und Gentleman. Von Robert Müller 
Berlin 1920. Verlegt bei Erich Reiss, Preis # 5,—. 


Ein Weg aus der Finanznot. Von Adolf Damaschke. 
(Soziale Zeitfragen. Beiträge zu den Kämpfen der Gegen- 
wart. Herausgegeben von Adolf Damaschke. Heft 71.) 
Jena 1920. Verlag von Gustav Fischer. Preis A 2,—. 


Weltwirtschaftliches Archiv. Zeitschrift für Allge- 
meine und Spezielle Weltwirtschaftslehre. Herausgege- 
ben von Dr. sc. pol. Bernhard Harms. Ordentlicher 
Professor an der Universität Kiel. Jena 1920. Verlag 
von Gustav Fischer. Preis des 16. Bandes % 90.—. 

Inhalt des 16. Band. 2. Heft: Mitscherlich, Dr. Walde- 
mar, o. Professor a. d. Universität Breslau: Skizze einer 

Wirtschaftsstufentheorie. — Brinkmann, Dr. Karl, Privat- 

dozent a. d. Universität Berlin: Weltpolitik und Weltwirt- 

schaft im 19, Jahrhundert. — Lenz, Dr. Friedrich, a. o. 

Professor a. d. Universität Giessen: Wandlungen der inter- 

nationalen Wirtschafispolitik, — Tönnies, Dr. Ferdinand, 


o. Professor a. d. Universität Kiel (Eutin): Soziologie und 
Hochschulreform. — Singer, Dr. Kurt, Privatdozent a. d. 
Universität Hamburg: Die Kıisis der Soziologie. 


Kommentar zum Kapitalertragssteuergesetz vom 
29. März 1920. (RGBl. S. 345). In Kraft seit 
31. März 1920. Von Dr. Hans Stölzle, Rechts- 
anwalt in Kempten (Allgäu). Berlin und Leipzig 1920. 
Vereinigung wissenschaftlicher Verleger, Walter de 
Gruyter & Co. Preis #4 15.—. 

Kapitalertragsteuer als Objektsteuer. — Begriff der 
steuerbaren Kapitalerträge im Sinne des Gesetzes. — Die 
in $ 2 namentlich aufgeführten Kapitalerträge. — Be- 
sondere Entgelte oder Vorteile. — Anfall der Kapital- 
erträge im land- oder forstwirtschaftlichen oder gewerb- 
lichen Betriebe oder ausserhalb desselben, — Kapital- 
erträge aus inländischen und ausländischen Kapitalanlagen. 
— Kapitalerträge aus inländischen Kapitalanlagen. — Inlän- 
dische Kapitalanlagen im allgemeinen. — Steuerbare inländi- 
sche Kapitalerträge im einzelnen. — Unpersönliche Kapital- 
erträge. — Individuelle Kapitalerträge. — Kapitalerträge 
aus ausländischen Kapitalanlagen. — Steuererlass und 
Steuerermässigung aus Billigkeitsrücksichten. — Rechts- 
anspruch auf Steuererleichterung. — Rechtsanspruch auf 
Steuerbefreiung. — Grundsätze für Steuerbefreiung. — 
Durchführung des Grundsatzes der Steuerbefreiung. — 
Der Erstattungsanspruch. — Ausnahme von dem Erstattungs- 
anspruch. — Sachbehandlung. — Die Steuerbefreiung der 
öffentlichen Sparkassen. — Die Steuerbefreiung der ein- 
getragenen Genossenschaften, der Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung und Aktiengesellschaften mit genossen- 
schaftlichem Charakter, — Die Steuerbefreiung der Träger 
der reichsgesetzlichen Kranken-, Unfall-, Invaliden- und 
Hinterbliebenen- und Angestelltenversicherung. — Die 
Steuerbefreiung der Besoldungs-, Ruhegebalts- und Ver- 
sorgungskassen, der Religionsgesellschaften, des öffentlichen 
Rechts sowie der Pensionskassen für Beamte und An- 
gestellte. — Steuerbefreiung für Anstalten mit kulturellen 
Zwecken, Stiftungen, öffentlich- rechtlichen Berufsvertre- 
tungen u. a. — Steuerbefreiung für Sparkassen, Ver- 
sicherungsunternehmen, Hypotbek- und Schiffbrief banken, 
Kreditanstalten und Kreditgenossenschaften. — Der An- 
schaffung und Darleihung von Geld dienenden Unterneh- 
mungen, die angemeldet sind. — Die angemeldeten Geld- 
vermiltlungsanstalten. — Steuerfreie Kapitalerträge der 
Geldvermittlungsanstalten. — Steuerpflichtige Kapital- 
erträge der Geldvermittlungsanstalten. — Steuerbefreiung 
für Genossenschaftsanteile. — Steuerbefreiung für Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung. Steuerbefreiung für 
das Reich, die Länder, Gemeinden (Gemeindeverbände) 
u. a. — Steuerbefreiung der Kapitalerträge aus Wert- 
papieren oder Schuldbuchforderungen, die als Pfandbrief. 
deckung dienen, u. a. — Steuerbefreiung, wenn Gläubiger 
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und Schuldner die gleiche Person ist, — Steuerbefreiung 

für Kriegsanleihezinsen. — Steuerbefreiung für Unter- 

beteiligungen. — Die Voraussetzungen für die Kapital- 
ertragsteuerpflicht. 

Zeitschrift für die gesamte Versicherungs-Wissen- 
schaft. Herausgegeben vom deutschen Verein für 
Versicherungs-Wissenschaſt. — Schriftleitung: Professor 
Dr. phil. Dr. jur. Alfred Manes. Berlin 1920. E. S. 
Mittler & Sohn. Preis der Einzelhefte , 8.—. 

Inhalt des 4. Heftes (20. Band, Oktober 1920): 
Buckendahl, Dr. phil. (Düsseldoxf-Grafenberg): Heim- 
stätten- oder Hypothekenversicherung. Eine Ergänzung 
zum Heimstättengesetz. — Weinberger, Dr. jur., Bezirks- 
richter (Wien): Der Einfluss der Währungskrise und der 
Kriegsschulden auf Versicherungsverträge in der Republik 
Oesterreich. — Hucklenbroich, Versicherungsbeamter 
(Mannheim): Die Fliegeıschadenversicherung in Deutsch- 
land, — Meltzing, Dr. phil. (Charlottenburg): Die Kapital- 


abfindung in der Angestelltenversicherung. — Biaschke, 
Dr. phil. Hofrat (Wien): Zur Ausgleichung zweifach ab- 
gestufter statistischer Reihen. — Durst, Dr. jur. (Berlin): 


Preissteigerung und unmittelbarer Schaden. — Bücherschau. 


Sozialistische Monatshefte» Herausgeber Joseph 
Bloch. Berlin 1920. Verlag der Sozialistischen Monats- 
hefte G. m. b, H. Preis des Doppelheftes c# 6.—, 
Vorzugsausgabe o% 12.—. 

Inhalt des 20. und 21. Heftes: Max Schippel: Er- 


neuerung des Parteiprogrammes. — Max Cohen: Sozial- 
demokratische Aussenpolitik und sozialdemokratischer 
Parteitag. — Hermann Kranold: Zur Produktivität der 
Landwirtschaft. — Ludwig Quessel; Die Erteignung des 
städtischen Hausbesitzes. — Ernst Hamburger: Frankreich 
und Russland. — Friedrich Engels: Briefe an Conrad 
Schmidt. 


Die Gewalten der Erde Eine Geschichte der Ent- 
faltung des Lebens. Mit zahlreichen Illustrationen, 
Von R. H. France. Berlin 1920, Verlag Ullstein & Co, 
Preis c# 30.—. 

Der erste Schöpfungstag. — Das Ermatten des Fener- 
dämons. — Aus der Geschichte der Edelsteine und Erze. 
— Das Meer als Weltenbauer und Zerstörer. — Die 
wandernden Berge. — Sterbende Berge. — Die Schönheit 
der Ebenen. — Die Entwicklung der Pflanzenwelt. — Die 
Schöpfung der Tierwelt. — Menschenherkunft und Men- 
schenzukunft. 

Susanne Stranzky. Roman von Norbert Falk. Berlin 
1920. Verlag Ullstein & Co. Preis c# 22.—. 


Reichstags-Handbuch. 1. Wahlperiode 1920. Her- 
ausgegeben vom Büro des Reichstages. Berlin, Juli 
1920. Preis 50.—. 

Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 1919. 

— Reichswahlgesetz vom 27. April 1920. — Reichswabl- 

ordnung vom 1. Mai 1920. — Bekanntmachung über Aus- 


1920, — Verordnung über die Wahlen zum Reichstag im 
VIII. Wahlkreisverbande. Vom 28. Mai 1920. — Gesetz 
über die Entschädigung der Mitglieder des Reichstages. 
Vom 10. Juli 1920. — Geschäftsordnung für den Reichs- 


ra Mitgliederverzeichnisse. — Das Reichstagshaus. 
— Bilder der Abgeordneten — Grundrisse des Reichs- 
tagsgebäudes. — Plan des Sitzungssaales. 


valuta-Elend und Friedensvertrag. Von Dr. Henry 
Behnsen und Dr. Werner Genzmer. Leipzig 1921. 
Verlag von Felix Meiner. Preis c. 5.50, brosch. 

Volkswirtschaftliche Theorie des Bankkredits. 
Von Dr phil. et jur. L. Albert Hahn, Bankdirektor 
in Frankfurt a. Main. Tübingen 1920. Verlag- von 
I. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Preis c 16.— zuzüglich 
75 / 

77 und Banken: a) Art der Kredittätigkeit der 
Banken. b) Der Umfang der Kredittätigkeit der Banken. 
— Kredit und Güterwelt: a) Die herrschende Meinung über 
die Beziehungen zwischen Kredit und Kapitalgütermenge. 
b) Der Einfluss des Kıedits auf das Kapital. e) Der Ein- 


fluss des Kredits auf die Bildung von Ersparnissen 
d) Kredit und Konjunkturen. — Der internationale Kredit: 
a) Kredit und Kapitalexport. b) Kredit und Valuta. 


Wirtschafts-Rechtswissenschaft und Wirtschafts- 
Hochschule. Von Max Rumpf, Mannheim. Berlin 
und Leipzig 1920. Vereinigung wissenschaftlicher Ver- 
leger Walter de Gruyter & Co, Preis e 5.50. 


Das Geldwesen im besetzten Frankreich. Von Geh. 
Reg.-Rat Dr. jur. et phil. Georg Süss, Vortragender Rat 
im Reichsfinanzministerium. München 1920. Dıei Masken- 
Verlag. Preis , 16,—. Teil I: Bis zum Erlass der 
Stadtscheinverordnung und zur Gründung des General- 
wechselamis (Anfang des Jahres 1916). 

Die Gemeindefinanzen und der Geldmarkt im besetzen 
Frankreich in der ersten Zeit des Krieges. § 1. Die Ent- 
stehung der Stadtscheine, 8 2. Stadtscheine im Gebiet der 
6. Armee. & 3. Die Entstehung der ersten Wechselstuben. 
— Wechselstuben im Gebiet der 6. Armee. § 4. Stadtscheine 
und Wechselstuben im Gebiet der 4. Armee, § 5. Stadt- 
scheine im Gebiet der 2. Armee. § 6. Wechselstuben im 
Gebiet der 2. Armee. § 7. Stadtscheine im Gebiet der 
7. Armee. § 8. Wechselstuben im Gebiet der 7. Armee. 
8 9, Stadtscheine im Gebiet der 3. Armee, $ 10. Wechsel- 
stuben im Gebiet der 3. Armee. § 11. Stadtscheine und 
Wechselstuben im Gebiet der 5. Armee, im Schutzgebiet 
von Longwy und Briey, in den Gebieten der Armeeab- 
teilungen v. Stranz nnd v. Falkenhausen. § 12. Ueberblick 
über den Stadtscheinmarkt zu Ende des Jahres 1915. § 13. 
Die Verhandlungen der Finanzkommission der Obersten 
Heeresleitung. § 14. Die Stadtscheinverordnung. $ 15. Die 
Wechselstubenvorschrift. 

Eine Arbeiter- Akademie in Frankfurt a. Main. 
Denkschrift der sozialdemokratischen Fraktion der Stadt- 
verordnetenversammlung in Frankfurt am Main. Mit 
einem Vorwort von Prof. Dr. H. Sinzheimer. Frank- 
fart am Main 1920. Union-Druckerei u. Verlagsanstalt 
G. m. b. H., Abteilung: Buchhandel „Volksstimme“. 
Preis # 1,50.—. 

Naturwissenschaften, Mathematik und Medizin 
im klassischen Altertum. Von I. L. Heiberg. 
2, Auflage 370. Bändchen der Sammlung wissenschaft- 
lich-gemeinverständlicher Darstellungen „Aus Natur und 
Geisteswelt“. Leipzig und Berlin 1920. Verlag und Druck 
von B. G. Teubner. Preis c% 2,80 kartoniert, . 3,50 
gebunden, zuzüglich 100%. 

Die ionische Naturphilosophie. — Die Pyihagoraer. — 
Die Entwicklung der Heilkunde im V. Jahrhundert, Hippo- 


krates, — Die Entwicklung der Mathematik im V. Jahr- 
hundert. — Platon, Die Akademie. — Aristeteles, Der 
Peripatos. — Die alexandrinische Periode. — Die Epi- 
gonenzeit. — Die Römer, — Die griechische Fachliteratur 


der Kaiserzeit. Byzanz. 

Deutsche Verfassungsgeschichte vom Anfange des 
19, Jahrhunderts bis zur Gegenwart. Von Privatdozent 
an der Universität Breslau Manfred Stimming. 
639. Bändchen der Sammlung wissenschaftlich-gemein- 
verständlicher Darstellungen „Aus Natur und Geistes welt“. 
Leipzig und Berlin 1920. Verlag und Druck von 
B. G. Teubner. Preis H 2.80 kartoniert, cH 3.50 
gebunden, zuzüglich 100%. 

Die Entstehung des modernen Verfassung sstaates.— 
Französische Einflüsse auf das deutsche Verfassungsleben. 
(1806—1813). — Die Anfänge des Konstitutionalismus in 
Deutschland. — Der Versuch der Reichsgründung durch 
die Revolution. — Preussens Uebergang zum Verfassungs- 
staate, — Vom Norddeutschen Bund zum Deutschen 
Reiche. — Die Entwicklung der deutschen Reichs- 
verfassung von 1871—1918. — Die Verfassungsentwick- 
lung in den Einzelstaaten seit 1848. — Das Deutsche 
Reich als Republik. 

Grundriss des Haushalts-, Kassen- und Rechnungs- 
wesens in Reich, Staat und Gemeinde. Von 
Geheimem Rechnungsrevisor an der Obertechnungs- 
kammer Paul Buchholtz. Nr. 1 der Schriften- 
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reihe der Verwaltungsakademie Berlin. 
Berlin und Leipzig 1920. 


Mannheim, 
Verlag I. Bensheimer. 


Preis i 8.—. 
Finanzwesen. — Kommunales Finanzwesen. — Etats- 
wesen. — Zahlungsanweisung. — Das Kassenwesen. — 
Geldwesen. — Buchhaltung. — Rechnungswesen. 


Die Reichseisenbahnen. Dargestellt auf Grund der 
Bestimmungen der Reichsverfassung und des Gesetzes 
betr. den Staatsvertrag über den Uebergang der Staats- 
eisenbahnen auf das Reich, von Geheimem Regierungsrat 
Dr. Adolf Sarter, Ministerialdirektor im Reichs- 
verkehrsministerium. Nr. 2 der Schriftenreihe der Ver- 
waltungsakademie Berlin. Mannheim, Berlin und 
Leipzig 1920. Verlag I. Bensheimer. Preis # 15.—. 

Die Entwicklung des Reichseisenbahngedankens bis 


zur Beendigung des Weltkrieges. — Die Du:chführung 
des Reichseisenbabngedankens nach der Staatsumwälzung 
vom 9. November 1918. — Die Bedeutung der Ver- 


einheitlichu ig. Licht- und Schattenseiten des Vertrages. 
— Der Umgang der Vereinheitlichung. — Abfindung und 
finanzielie Sicherungen der Länder. — Die Rechtsstellung 
der Reichseisenbahnen. — Die Organisation der Reichs- 
eisenbabnverwaltung. — Reichseisenbahn und Oeffentlich- 
keit, — Die Personalfragen in der Reichsverfassuug und 
im Staatsvertrage und die Personalpolitik der Reichs- 
eisenbahnverwaltung. — Die Finanzpolitik und die Wirt- 
schafisführung der Reichseisenbahnen. — Die Wirtschafts- 
politik der Reichseisenbahnverwaltung. — Die Stellung 
der Länder ohne Eisenbahnbesitz. — Die Stellung der 
Privatbahnen. Die Reichsaufsicht, — Die Stellung der 
Kleinbahnen. 


Die Bank. Monatshefte für Finanz- und Bankwesen. 
Herausgeber Alfred Lansburgh, Berlin W. Die 
Hefte erscheinen Anfang jeden Monats. Preis des 
Einzelheftes A 5.—, im Auslande , 15.—, Quartal 
At 14.—, im Auslande # 42 —. 

10. Heft (Oktober 1920): Wechselkurse und Kauf- 


kraft-Paritäten von Alfred Lansburgh, — Die natürlichen 
Grenzen des bargeldlosen Zahlungsverkehrs von Otto 
Schoele, mit Nachwort von A. L.. . — Der August 1920. 


Zulassungen an den deutschen Börsen. Gründungen und 
Kapitalserhöhungen von Akt.-Ges. und G. m. b. H. = Die 
deutschen Banken im August 1920. — Die ausländischen 
Banken im II. Quartal 1920 (V. Vereinigte Staaten von 
Nordamerika. VI. Italien). — Reichsbank und deutsche 
Privatnotenbanken im August 1920. — Bank von England. 
Bank von Frankreich. Nationalbank von Dänemark. 


Der Ausbau der öffentlichen Selbstverwaltung. 
(Wirtschaftspolitische Anregungen zum Entwurf der 
Städteordnung.) Von Mag.-Baurat Jentsch, Charlotten- 
burg. Sonderabdruck aus Zeitschrift für Kommunal- 
wirtschaft und Kommunalpolitik, Heft 15, 10. Jabrg. 
Berlin-Friedenau. Druck: Deutscher Kommunalverlag 
G. m. b. H. Preis / 2,50. 

Technik. Ihre Grundlagen zum Verständnis für alle. 
Vom Standpunkt technisch- wirtschaftlichen Denkens 
dargestellt von Prof. Alfred Freund. Leipzig. 
Verlag von H. A. Ludwig Degener. Preis # 4.50, 
zuzüglich 100%. Steif broschiert. 

Das Wesen der Technik: I. Die Ausnutzung der von 
der Natur dargebotenen Stoffe. II. Die Ausnutzung der 
von der Natur dargebotenen Energie, III. Die Energie- 
erzeugung, IV. Die Transmission (Kraftübertragung). 
V. Das Wesen der Arbeitsmaschine, vI. Der Aufbau 
der Maschine. VII, Das Werkzeug und die Werkzeug- 
maschine. VIII. Feinmessung und die Passungen. 
IX. Typisierung und die Normalisierung. X. Massenher- 
stellung und Qualitätsarbeit. XI. Der Betrieb. 

Das Betriebsrätegesetz. Handbuch für den Arbeit- 
geber unter besonderer Berücksichtigung des Verfahrens 
bei Einstellung und Entlassung. Von Rechtsanwalt 
Claren, Syndikus des Arbeitgeberverbandes kaui- 
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männischer Grossbetriebe in Köln und des Arbeitgeber- 
verbandes für das Zeitungsgewerbe, Landesverband 
Rheinland. Bonn 1920. A. Marcus und E. Webers 
Verlag. Preis c# 3.—. 

Arten der Arbeitnehmer, Wahlberechtigung und 
Wählbarkeit, Berechnung der Arbeitnehmerzahl. — Arten 
der Betriebsvertretung. — Zusammensetzung des Betriebs- 
rates, des Angestellten- und Arbeiterrates. — Mitwirkung 
des Arbeitgebers bei der Wahl der Betriebsvertretung. — 
Aufgaben, Rechte und Pflichten des Betriebsrates und des 
Arbeitgebers. — Aufgaben, Rechte und Pflichten des 
Angestelltenrates und Arbeiterrates und des Arbeitgebers. — 
Aufgaben, Rechte und Pflichten des Betriebsobmannes. — 
Dienstvorschrift und Arbeitsordnung. — Einstellung und 
Entlassung. — Die Geschäftsführung der Betriebsvertre- 
tung und ihre Verhandlungen mit dem Arbeitgeber. — 
Betriebsversammlung. — Erlöschen der Mitgliedschaft in 
den Betriebsvertretungen und das Verfahren bei Verletzurg 
der gesetzlichen Pflichten seitens der Mitglieder einer 
Betriebsvertretung. — Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbäude. — Verfahren bei Streitigkeiten. — Siraſbe- 
stimmungen. 


Der Sozialismus und seine Lebensgestaltung. Von 
Rudolf Eucken. Nr. 6131, 6132 von Reclams Uni- 
versal-Bibliothek. Leipzig. Verlag Philipp Reclam. 
Preis AL 3.— geheftet, % 4.— in Pappband, % 4.50 in 
Bibliothekband. 

Zur Geschichte des Problems. — Das Ja der sozia- 
listischen Lebensgestaltung. — Besinnung auf das Ganze 
des menschlichen Lebens. — Auseinandersetzung mit der 
sozialisiischen Lebensgestaltung. 


Lenin und der Bolschewismus. Von M. A. Landau- 
Aldanow. Berlin 1920. Verlag Ullstein & Co. Preis 
AM 12.—. 

Die Etappen von Lenins Laufbahn. — Lenins Schriften 
während der Periode 1894—1904. — Ideen und Tätigkeit 
Lenins während der ersten russischen Revolution (1905 
196). — Die philosophischen Begriffe Lenins. — Ueber 
Vorhersagen im allgemeinen und über die Lenins im be- 
sonderen. — Lenins Persönlichkeit. — Die Theorien der 
sozialen Revolution: Karl Marx; Michael Bakunin; Ge- 
orges Sorel. — Die soziale Basis und die Grundideen 
des Bolschewismus. — Die französische und die russische 
Revolution. — Der Halb-Bolschewismus: Das Aktions- 
programm der französischen Sozialistenpartei. — Der 
Sozialismus der nächsten Zukunft: Jean Jaurès. — Die 
toten und die lebenden Ideen. 


Die Organisation des deutschen Bauernstandes. 
Herausgegeben von Dr. Crone-Münzebrock, Ge- 
schäftsführendes Vorstandsmitglied der Vereinigung der 
deutschen Bauernvereine und Verbandsdirektor des Zen- 
tralverbandes der Bauernvereinsorganisationen Deutsch- 
lands. Berlin W 50, Passauerstrasse 8-9. Preis ‚ft 1,20.. 

Entwicklung der Organisation des deutschen Bauern- 
standes. — Der Zusammenschluss der Bauernvereins- 
organisationen. — Grundsätze und Forderungen der 

Baueınvereinsorganisationen, — Tätigkeit der Bauern- 

vereinsorganisationen. 


Die industrielle Spezialisierung, Wesen, Wirkung, 
Durchführungsmöglichkeiten und Grenzen. Auf 
Grund der Untersuchungen des Ausschusses für wirt- 
schaftliche Fertigung. Bearbeitet von Ingenieur Otto 
Schulz-Mehrin. Nr. 2 der Druckschriften des Aus- 
schusses für wirtschaftliche Fertigung. Berlin NW7, 
Sommerstrasse 4a (Ingenieurhaus), Juni 1920. Zweite 
Auflage, Berlin NW 7. Verlag des Vereins deutscher 
Ingenieure. Preis o% 6,—. 


valuta-Elend und Friedensvertrag. Von Dr. Henry 
Behnsen und Dr. Werner Genzmer. Leipzig 1920. 
Verlag von Felix Meiner. Preis c# 5,50. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Fritz Naphtali- Berlin, 


Anzeigen des Plutus. 


ae r 


der vormalige Reichswirtschaftsminister und seine Planwirtschaft 
sind durch den Kampf seines Parteigenossen und Amtsnachfolgers 


| Robert Schmidt gegen ıhn 


auf dem sozialdemokratischen Parteitag 


in Kassel wieder in den Brennpunkt des öffentlichen Interesses gerückt, 
Die Schrift 


Der Aufbau dor omeinwirischat 


Preis M. 3,— netto 
enthält im Wortlaut die bekannte Wissell-Möllendorfsche Denkschrift über 
die Planwirtschaft. Erhältlich in allen Buchhandlungen und gegen Ein- 
sendung des Betrages zuzüglich Porto von der Sortimentsabteilung des 


Berlin W 62 


Kleiststraße 21 Plutu S Verlag 
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51 Depositenkassen in Aktiengesellschafi | 18 Depositenkassen in 
Berlin und Umgebung | Mamburg - Berlin | Hamburg u. Umgebung 


153 Niederlassungen In Deutschland, u.a. In: Altenburg (S.-A.), Altona, Barmen, Bitterfeld, Bochum, 
Brandenburg, Bremen, Breslau. Chemnitz, Coburg, Coin, Cottbus, Dessau, Dortmund, Dresden, 
Duisburg, Düsseldorf, Eisenach, Eisieben, Erfurt, Essen, Forst (Lausitz), Frankiurt (Main), Fürth 
(Bayern), Geisenkirchen, Greiz, Guben, Hagen, Halberstadt, Kalle (Saaie), Hannover, Hiel, an a, 
Landsberg (Warthe), Leipzig, Lübeck, Luckenwalde, Magdeburg, Meinen, Merseburg (Sa.), 
Mühihausen Th.), Müinelm (Ruhr), München, Neumünster, Nordhausen, Nürnberg, Oberhausen (Ahid.), 
Potsdam, Quedlinburg, Rathenow, Recklinghausen, Riesa (Sa), Rostock, Salzwedel, Spandau, 
Sangerhausen, Stendal, Stettin, Stuttgart, Tangermünde (Pr. S.), Weimar, Weißenfels (Sa), Wismar, 

Wittenberg (Halle), Wurzen ($a.), Zeitz (Sa.). 
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